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Editorial 


Während in diesen Tagen vor dem 20. April sich überall in Berlin und auch 
an unserem Standort Prenzlauer Berg der faschistische Mob belebt und aus 
den Ritzen kriecht, wollen wir in dieser Nummer nicht allzuviel zum 
aktuellen braunen Spuk sagen. Stattdessen einiges Grundsätzliche zur 
NeuenRechten. Unser Autor W. Rüddenklau legt Wertdaraufzu bemerken, 
daß er zwar mit dem in diesem Artikel genannten H. Rüddenklau verwandt 
ist, politisch aber nichts mit ihm zu tun hat. 

Ansonsten beschäftigen uns mehr die Repressivmaßnahmen, mit 
denen die Bundes- und Länderregierungen der Verschärfung der sozialen 
und politischen Lage Herr zu werden versuchen. Da kann mancher Ost- 
polizist unter den neuen Bedingungen so vom Leder ziehen, wie er es unter 
Honecker nicht ohne markerschütternden Aufschrei der Westmedien hätte 
tun können. Und so manche frühere Angestellte in der Kaderabteilung oder 
der Abteilung Inneres hat sich nicht erträumt, welche Macht über das Wohl 
und Wehe von Menschen ihr in einem Sozialamt unter dem Reinheitssiegel 
bundesdeutscher Rechtsstaatlichkeit gegeben wird. 

Weniger düster als das Übrige ist immerhin der Bericht über die 
gelungenen österliche Aktionstage in der Kyritz-Ruppiner Heide. 

InderHoffnung,daßdasHeft diesmal durcheinenneuen Versandweg 
nicht ganz so spät in die Hände der LeserInnen kommt, wie beim letzten Mal 


verbleiben wir als Eure Redaktion "telegraph" 
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| Von Regierigen besetzt 
Osterliche Aktionstage in der Kyritz-Ruppiner Heide 


“Wir befinden uns im Jahre 4 NDZ. Die ganze 
Ex-DDBR ist von den Regierigen besetzt... Die 
ganze DDR? Nein! Eine von unbeugsamen 
“Ossis” bevölkerte Region hört nicht auf, den 
Eindringlingen Widerstand zuleisten. Und das 
Leben wird nicht leicht für die regierigen 
Legionäre unter Centurio Rühe, die das 
Bombodrom erobern sollen. Überall erschallt 
das Lied von der FREIen HEIDe.” 
Der flotte Spruch, der auf dem Flug- 
blatt der Bürgerinitiative FREIe HEIDe zu den 


Osteraktionstagen 1984 prangie, samt der un- 
vermeidlichen Grafik aus dem Spiegel aller 
Asterix-Hefte, wirdmanchen Aktionsaktivisten 
zum Gähnen oder gar zum Gruseln bringen. Zu 
deutlich erinnert man sich der zahlreichen 
Anwendungen des Sprüchleins aufimmerneue 
Aktionen und schließlich auch an die lang 
zurückliegende Zeit, als man selbst einen eige- 
nen Versuch wagte. Aber man soll den Leuten 
ihre Selbstentdeckung als Protestsubjekt nicht 
mißgönnen und nicht über erste und vielleicht 
albern anmutende Versuche spotten, eigene 


Schritte zu gehen. 

Und für ostdeutsche Verhältnisse ist 
die Protestbewegund gegen die Annektierung 
des früheren russischen Truppenübungsplat- 
zes in der Kyritz-Ruppiner Heide durch die 
Bundeswehr etwaS Neues. Die Protestmärsche 
des Jahres 1989 fanden in Großstädten, nur 
gelegentlich in kleineren Städten statt. Hier 
formiert sich zum ersten mal ländliche Bevöl- 
kerung, um auf eine ganz neudeutsche Weise 
ihre Interessen ZU vertreten. Aber SIE haben 
begriffen, daß sie ihre Interessen nur gemein- 
sam vertreten können und sie greifen damit 
eine Uralt-Macht im Zentrum des westdeut- 
schen Staates an, den MilitarismuS, die 
Stahlhelmfraktion und ihre zahlreichen Ver- 
bürdeten in Bürokratie, Parteien und Wirt- 


schaft. 
Daß die Formen einer ländlichen 


Protestbewegung den Ansprüchen eines West- 
berliner Superautonomen nicht genügen kön- 
nen, ist klar: Abgesehen von der fehlenden 
standesgemäßen Kleidung der Eingeborenen 
die mit Kind und Kegel auf dem österlichen 
Protestj ahrmarktbei Fretzdorferschienen, sind 
sie einfach auf Grund ihres Alters I jen- 
seits von Gut und Böse. 

Und auch, wenn man nicht auf solchen 
Ansprüchen verharrt, sind dieBewegungender 
Bürgerinitiative FREIe HEIDe etwas gemäch- 
lich, sehr legalistisch und besonders darauf 
bedacht, mit niemandem ohne ernsthaften 
Grund in Streit zu geraten. Wie sagte es doch 
Pfarrer Lampe, der Sprecher der Bürgerini- 
tiative: “Die Bürgerinitiative ist als Veranstal- 
ter von solchen öffentlichen Dingen nicht ge- 
willt, Auseinandersetzungen mitder Polizei zu 
provozieren, mit der wir immer gute Partner- 
schaft hatten. Und wir werden es auch weiter so 
halten. Wenn es eine Aktionsgruppe gibt, die 
auf das Gelände gehen will und aus Protest 
gegen die militärische Nutzung Bäume pflan- 
zen will, werde ich das privat unterstützen und 
halte es moralisch für wunderbar. Ich würde es 
nur nicht öffentlich ankündigen, so daß alle 
Leute, die sonst zu Demonstrationen fahren 
dazukommen.” Na und so weiter, man konnt 
diese Töne. 

Am erstaunlichsten warmiralsoanden 
Aktionstagen in der Kyritz-Ruppiner Heide die 
Geduld und Anpassungsfähigkeit, die West- 
berliner anarchistische Gruppen bei der Zu- 
sammenarbeit mit der Bürgerinitiative auf- 
brachten. Sie organisierten das sonntägliche 
Konzert und die nachfolgenden Aktionstage 
aber sie hatten sich vorgenommen, nichts über 
den Kopf der Leute hinweg zu tun und in ihrer 
Sprache zureden. Dementsprechend gabesein 
Konzert, indemnur Ostdeutsche auftraten. Als 
alterOstoppositioneller hatteichmeine Schwie- 
rigkeiten, mit den Uralt-Liedern von Bettina 
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Bundesländern kennt, weiß, 
Entscheidungsprozesses ist, 


übergangen. 


zeigte, 


des Lebens soll ein Anfang sein. 


neue hinzu, 


Wegner umzugehen (die ich aber immerhin für 
eine sehr liebe Frau halte) und mit den Gesän- 
gen von Stefan Krawzcyk, mit dem nicht nur 
ich seit seinem klammheimlichen Abgang in 
den Westen im Februar 1988 noch eine offene 
politische Rechnung habe. Aber wichtig war 
eben, daß es den Leuten gefiel und daß es ihre 
Stimmung traf. Und irgendwo war es dann 
doch witzig, dieses Gewusel von ländlichen 
Bürgersleuten und Szenenaktivisten unter der 
schwarz-roten Fahnen mit dem Stern zu sehen, 
die man dann doch nicht verstecken wollte. 
Unter diesen Fahnen sprach auch der Ost- 
berliner Altbischof Forck seine Solidarität für 
das Anliegen der Bürgerinitiative und ihren 
Kampf gegen die Bonner Machthaber aus - ein 
gemäßigter Mann, ein charakterfester Mann, 
ein erstaunlicher Mann. 

Das gleiche Bemühen um Konsens mit 
derBürgerinitiativegabes beider Baumpflanz- 
aktion auf dem Gelände des Truppenübungs- 
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Presseinformation zu den Aktionstagen Ostern 94 in der Wittstocker Heide 


Am 22. Dezember 1993 übertrug das Bundesvermögensamt ein riesiges Gebiet 
der Wittstocker Heide von 142 km2 formal an die Bundeswehr. Im Januar 1994 
startete die Luftwaffe die ersten Übungstiefflüge. Für die Zukunft ist hier 
das wichtigste Bombenabwurfgebiet der Bundeswehr geplant. 

Wer hier lebt und wer die Praktiken der Bonner Politik in den neuen 
daß dieser formale Akt kein Ausdruck eines 
an dem alle Betroffenen beteiligt wurden, 
sondern ein reiner Verwaltungsakt. 
existierenden Entscheidungsformen wie Raumordnungsverfahren u.ä. wurden 


Den Besitzanspruch dokumentierenden Bildern der Bundeswehr fügen wir 
die den Anspruch der Bevölkerung anmelden. 
TeilnehmerInnen der Aktionstage Ostern 94 


Selbst die in den alten Ländern 


Der Ostermarsch am letzten Wochenende mit 4000 bis 5000 TeilnehmerInnen 
wie wichtig den Menschen die Nutzung des Areals als Heide und 
Waldlandschaft ist, so wie es vor der Besetzung durch die Rote Armee war. 

Der Versuch der Bundesregierung, 
machen, indem sie sich über Grundpfeiler des gesellschaftlichen Konsenses 
wie Eigentumsrecht und Recht auf Leben und Freiheit hinwegsetzt, fordert 
unseren Widerstand heraus. Wir übertreten deshalb bewußt das Hausrecht der 
Bundeswehr, weil es nicht rechtens ist. Einer Fortsetzung der Zerstörung 
hier und des Mordens überall setzen wir den konstruktiven Willen zur 
Gestaltung unserer Umwelt entgegen. Das Pflanzen von 30 Bäumchen als Symbol 


Unrecht per Gesetz zu Recht zu 


platzes am Dienstag. Ursprünglich schwebte 
den anarchistischen Aktivisten eher eine 
Platzbesetzung bis zum öffentlich wirksamen 
Davontragen vor. Da das in den Augen der 
Anwohner aber als unzulässige Eskalation er- 
schienen wäre, wurde schließlich eine in der 
DDR etwas gewohntere Protesthandlung ge- 
wählt. Und schließlich ist das Pflanzen von 
Bäumen auf einem Truppenübungsplatz viel- 
leicht nichts übermäßig revolutionäres, aber 
doch ein Wegzeichen in die gewollte Zukunft. 

Die Osteraktionstage haben frischen 
Wind und neue Anstöße in die lokale Bewe- 
gung gebracht. Die Baumpflanzaktion ist be- 
griffen und begrüßt worden und noch wichti- 
ger: Leute vor Ort haben den Rest der Plakate 
an sich genommen und wollen sie verkleben 
“in dem Maße, in dem die Bürgerinnen und 
Bürger ein Bedürfnis danach haben”. 

Es geht nicht darum - und das haben die 
Leute von A-Laden und der Graswurzel- 


Aktionsbericht vom 5. April 1994: Bomben töten - Bäume leben 


Zentrale Aktion in den Aktionstagen vom 4.-6. April 1994 war die 
Baumpflanzaktion auf dem Gelände des Truppenübungsplatzes. 

Wir suchten uns dafür eine bereits symbolischen Wert tragende 
Stelle aus. Im letzten Jahr wurde neben der öffentlich befahrenen Straße 
von Schweinrich nach Flecken Zechlin wieder ein Gemarkungsstein gesetzt. 
Dahinter wollten wir die jungen Birken einpflanzen. Aufgeregt, ohne zu 
wissen, was uns von Seiten der “Hausherren” erwartete, fuhren wir um 
18.00 Uhr von unserem Quartier auf dem Zeltplatz in Schweinrich los. 

An Ort und Stelle luden die 20 jungen Frauen und Männer, die aus 
verschiedenen Städten zusammengekommen waren (Stendal, Magdeburg, 
Berlin, Oldenburg ‘und aus der Umgebung der Heide) die Bäumchen, 
Stützpfähle, die vorbereiteten Schilder und ein Transparent aus. Wir 
konnten in aller Ruhe das Transparent (6x1,5 m; Text: “Leben in der 
Todeszone; Bomben töten - Bäume leben; Auf dem Weg zu einer FREIen HEIDe”) 
gut sichtbar aufstellen sowie die 30 Birken in zwei konzentrischen 
Kreisen einpflanzen. Im zweiten Aktionsteil haben wir an den vorhandenen 
Pfählen der Bundeswehr, z.T. direkt unter den vorhandenen Bundeswehr- 
Schildern, unsere Schilder aufgestellt: 

“zu beFREIende HEIDelandschaft 

nach 1950 über 40 Jahren vom Militär der SU besetzt. 

Seit dem 22.12.1993 

von der Bundeswehr okkupiert! 

Widerstand und Protest findet selbstverantwortlich 

und zum eigenen Nutzen statt. 

Abreißen zwecklos, wird nachgeklebt. Betroffene” 

Der einzige “Zwischenfall” bestand darin, daß ein Fahrzeug der 
bewachenden Gesellschaft anhielt und der darin befindliche Wachschützer 
fragte, ob wir eine Genehmigung hätten. Nachdem die Antwort auf diese 
Frage ein allgemeines Gelächter war, fuhr er im weiteren Verlauf 
lediglich wiederholt zwischen der nahegelegenen Kaserne und dem 
Aktionsort hin und her. 

Nach Beendigung unserer Arbeiten blieben wir noch bis gegen 20.00 
am Ort, wo wir immer wieder von Vorbeifahrenden begrüßt und ermutigt 
wurden. 

Als wir gegen 20.30 Uhr mit Wasser für die Bäumchen wieder 
zurückkehrten, waren das Transparent und die Tafeln entwendet worden. 
Offensichtlich scheute die Bundeswehr die direkte Auseinandersetzung 
und machte von ihrem “Hausrecht” keinen Gebrauch. 

Mit dem Aktionsverlauf und -ergebnis waren wir sehr zufrieden, 
denn die ersten von Bürgern auf selbstbestimmter Stelle gepflanzten 
Bäume standen damit auf dem Gelände. Offenbar will sich auch die 
Bundeswehr an ihnen nicht vergreifen. 

Die 30 angebrachten Schilder waren erst der Anfang. Sie werden 
weiterhin in dem Maße aufgestellt, in dem die Bürgerinnen und Bürger ein 
Bedürfnis danach haben. 

Für die TeilnehmerInnen der Aktionstage Ostern 94 
Andreas Hauschild, Berlin 
Friedemann John, Stendal 
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Ursprüngliches, von der Bundeswehr rings um die Heide aufgestelltes Schild: "..Vorsicht 
Schußwaffengebrauch!", das allzu unliebsame Assoziationen zu Mauer und Schießbefehl 


weckte und deshalb im Januar durch moderatere Ankündigungen ersetzt wur«e... 


a 


rachte Schild 


ngeb 


Wo; . . 


..und das neue, von Demonstranilnn a 
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revolution begriffen -, die eigene Wut 
rauszulassen und sich dadurch besser zu füh- 
len. Es geht darum, auf Dauer die Denkweise 
einer ganzen Gesellschaft zu verändern. Und 
das kann nur geschehen, wenn man bei den 
Leuten vor Ort ansetzt, sie in ihren ganz per- 
sönlichen Problemen versteht, ihre Mentalität 
begreift und sich in ihren Worten und ihren 


Symbolen mit ihnen verständigt. Das ist der 
schwierigere Weg, der manchen Aktivisten in 
Selbstauflösungsängste bringen mag. Aber 
wenn man schon glaubt, daß man das Salz der 
Erde ist, dann muß man sich dort, wo es fehlt, 
in dem Maße einbringen, in dem es gebraucht 
wird. W. Rüddenklau 


Einsatzkommandbo schlug brutal zu 
Nächtliche Polizeiaktion auf Gutshof Steinbeck, Kreis Parchim 


(aus einer Lokalzeitung im Norden Ostdeutschlands) 


Bundeskanzler Helmut Kohl höchstpersönlich 
lobte beim CDU-Landesparteitag in Schwerin 
Mitte März die Arbeit einer Werbeagentur, die 
Postkarten behinderter Künstler betreibt. Nur 
drei Tage später indes sahen dieselben Mitar- 
beiter der Werbeagentur sich einem “Zugriff” 
des Sondereinsatzkommandos (SEK) Potsdam 
ausgesetzt. 

Rund 50 vermummte Beamte schossen 
am 22. März gegen 3.00 Uhrnachts Augenzeu- 
genberichten zufolge Blendgranaten auf das 
mecklenburgische Gut Steinbeck, die Wohn- 
stätte der Mitarbeiter im Kreis Parchim. 

Zwei Beteiligte: “Wir hörten es mitten 
in der Nacht nur krachen und splittern, und 
dann waren binnen Sekunden 10 Vermummte 
im Haus.” Der Rest der Erzählung kommt dann 
nur bruchstückweise. Fest steht wohl , daß auf 
jeden Fall Blendgranaten in das Gebäude ge- 
schossen und die Anwesenden mit brutaler 
Gewalt auf den Boden geschleift wurden. Ein 
Betroffener, der seinen Namen nicht nennen 
wollte: “ Das einzige was ich zu hören bekam, 
war *Halt’s Maul!’” 

“Sämtliche Haustüren wurden auf- 
gesprengt”, berichtet ein Betroffener, “mit 
gezückter Waffe zerrten sie uns an den Haaren 
aus den Betten und schleiften uns über den 
Boden.” Etwa 45 Minuten lang hätten die 
Mitarbeiter der Werbeagentur unbekleidet und 
“gefesselt wieSchwerverbrecher” aufdem kal- 
ten Boden liegen müssen. “ Zu keiner Zeit 


wurde uns gesagt, wen wirdaeigentlichvoruns 
hatten.” Nach Aussagen der Mieter wurde so- 
gar ein vierzehnjähriges Mädchen auf die Erde 
gezwungen und in die Seite getreten. Die 
vermummte Einsatztruppe drohte in Ihrem 
“Eifer” sogar mit der Erschießung zweier Hun- 
de. Einehochtragende Pittbullhündin erlittnach 
Aussagen der Besitzer einen Schock. Von den 
acht geworfenen Welpen sind bereits vier tot. 

Auch in punkto Sachschaden langten 
die Beamten im Sonderauftag ordentlich zu. 
Hausmeisterin Erna Eggert zählte vier völlig 
zerdroschene Außentüren, Brandschäden im 
Inneren der Häuser und am Mobiliar auf. In- 
zwischen wurde mit den Reparaturarbeiten 
begonnen. 

Während der Aktion hatten Anwohner 
die Parchimer Schutzpolizei um Hilfe gerufen 
- siehielten die dramatische, mit lauten Schrei- 
en verbundene SEK- Aktion füreinenBanditen- 
Überfall. Doch verdutzt sahen die Parchimer 
Schupos sich plötzlich ihren Kollegen aus 
Brandenburg gegenüber. Schließlich zogen 
sämtliche Beamte unverrichteter Dinge wieder 
ab - die im Gut Steinbeck vermuteten Waffen 
waren, abgesehen von zwei Gaspistolen, eine 
Fehlanzeige. 

Dafür gabes zwischen Polizeibehörden 
gravierende Kommunikationsmängel. Das 
“Überfallkommando” sagte Gutsbesitzer Heinz 
Rübenkamp, stand anscheinend im Zusam- 
menhang mit einem ehemaligen Mitarbeiter 
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der Werbeagentur, der in Berlin ermordet wur- 
de. “Doch der Ermordete hat ganze 14 Tage bei 
uns gearbeitet und sich im vergangenen Jahr 
mit Kartenmaterial verdrückt”, erläutert Agen- 
tur-Chefin Dörthe Riedel. “Beider Leiche fand 
rıan Adresse und Telefonnummer unserer Fir- 
ma. Rechtfertigt das einen solchen Einsatz?” 
DieMordkommission Potsdamhatlaut 
Rübenkamp bereits ihr Bedauern über die Ak- 
tion ausgedrückt. Das jedoch reicht dem schok- 


kierten Gutsbesitzer nicht aus. Sein Anwalt 
prüft derzeit eine Schadensersatzklage, da das 
SEK “Verwüstungen in Höhe von rund 40 000 
Mark” anrichtete. Rübenkamp: “Wir behalten 
uns auch eine Strafanzeige gegen die Verant- 
wortlichen vor.” 
Das SEK verweigerte auf Anfrage un- 
serer Redaktion jede Auskunft 
Maik Pohle/Michael Brackmann 


129a2-Aktion des SEK in Güstrow 


Weil uns kein Bericht erreichte und uns die 
“Junge Welt” und das “Neue Deutschland” mit 
der Berichterstattung zuvorkamen, haben wir 
nicht über die Erstürmung des Alternativen 
Wohnprojekts U4 in Güstrow am 2. Februar 
durch die mecklenburgische SEK berichtet. 
Weil uns einige neuere Nachrichten vorliegen, 
schildern wir den Fall kurz noch einmal: 

Die Aktion wurde nachträglich mit ei- 
nem 129a-Verdacht begründet. Eine “RF” hat- 
te “Anschläge” auf einen Geldautomaten der 
Deutschen Bank, das Mercedes-Haus, das 
Amtsgericht und die Kreisverwaltung unter- 
nommen, Zerstören von insgesamt 19 Fenster- 
scheiben, Schüsse und dergleichen. Zwei von 
den acht Bewohnern des Hauses Ulrichplatz 4 
standen unter Verdacht, für zwei Wohnungen 
gab es Durchsuchungsbefehle. Um 6 Uhr mor- 
gens wurden alle 7 Wohnungen des Hauses 
aufgebrochen, bzw. mit Kettensägen aufgesägt, 
die Leute auf den Fußboden geworfen, mit 
Fußtrittenmißhandelt, beschimpft undsschließ- 
lich zwei abtransportiert. Ganznach alter DDR- 
Sitte wurde weder ein Durchsuchungsbefehl 
gezeigt, noch wurden unbeteiligte Zeugen hin- 
zugezogen. Ein neun Monate alter Hund, der 
verängstigt in der Ecke saß und nach Aussage 
seines Besitzern noch nie einem Floh etwas 
zuleide getan hat, wurde erschossen. Beschlag- 
nahmt wurden: eine geringe Menge Haschisch, 
Küchenrezepte, Plakate gegenden Völkermord 
in Kurdistan, alte Transparente (“Ausländer 
laßt uns nicht mit den Deutschen allein!”) und 
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eine Übungshandgranate, dieeinem Güstrower 
als Anerkennung für seine KDV-Beratung ge- 
schenkt worden war. Neben der Aktion in 
besagtem Haus wurden zur gleichen Zeit in 
Güstrow noch 6 weitere Wohnungen aufgebro- 
chen und die Bewohner festgenommen. 
Gegen vier Jugendliche zwischen 16 
und 27 Jahren läuft inzwischen ein 
Ermittlungsverfahren. Einer wurde wegen an- 
derer Straftaten in Untersuchungshaft genom- 
men. Die Bewohner der aufgebrochenen Woh- 
nungen haben Strafanzeige wegen Hausfrie- 
densbruch und Sachbeschädigung gestellt und 
verlangen die Rückerstattung derentstandenen 
Schäden. Ein Herr Thiele vom Schweriner 
Justizministerium wolltein einer Rede vordem 
Landtag zu der Aktion des SEK keine Stellung 
nehmen und entschuldigte sich statt dessen mit 
einem Brief der “RF”, in der diese die 
Niederschlagung der Verfahren forderte und 
ansonsten mit Knieschuß für bes timmte Politi- 
ker drohte (weil man Menschenleben achte). 
Das ist natürlich exakt der infantile 
Ton, der in der Abteilung “Volxsport” der 
schlechteren Autonomen-Zeitschriften vor- 
herrscht. Merkwürdig ist nur, daß die 
Schweriner Regierung mit solchen Außerun- 
gen von pubertierenden Jugendlichen einen 
einschneidenden Eingriff in die Menschen- 
und Bürgerrechte rechtfertigen will - unter 
anderem das sogenannte Hausrecht, für das 
unsere Vorfahren schon in der 1848er Revolu- 
tion auf die Straße gingen. Aber wahrschein- 


“Aufgesetzter Kopfschuß” 
Gedächtnisprotokoll von Sebastian Lust 


Gegen 6.00 Uhr morgens wurde ich durch Gepolter und laute Stimmen auf dem Flur 
geweckt. Ich bin aufgestanden um zu sehen was los ist. In der Küche traf ich 
Ralf Dettmann, der was von “Überfall” sagte. Ich ging zurück in mein Zimmer, 
um mich anzuziehen. Ich hatte gerade mal meine Hose an, da stürmte auch schon 
die “Polizei” in die Wohnung. Mein Hund, eine neun Monate alte Dogge, den ich 
am Halsband festhielt, riß sich los und lief ins Nebenzimmer, wo er sich auf 
der Couch verkroch. Ich wurde im gleichen Moment von zwei “Polizisten” mit 
vorgehaltener Waffe bedroht und gezwungen, mich auf den Boden zu legen. Dann 
wurde ich gefesselt. Einer der beiden, der mit dem Gewehr, ging ins 
Nachbarzimmer, wo sich immer noch der Hund aufhielt und legte sein Gewehr auf 
ihn an. Ich versuchte dem Polizisten klar zu machen, daß ich den Hund beruhigen 
und ihn in den Zwinger auf den Hof bringen wolle. Mir wurde aber nur mit 
Fußtritten geantwortet. Plötzlich fiel ein Schuß - der Polizist sagte etwas 
von “der Köter ist erledigt” und ging ins Zimmer hinein. Andere fingen an, 
den Tisch und andere Gegenstände in der Gegend rumzuschmeißen. Ich mußte den 
Kopf immer in Richtung Wand behalten. Ständig kamen andere “Polizisten” die 
über mich rüberliefen und mich mit Fußtritten traktierten. Nach ca. 10-15 
Minuten bemerkte einer der “Polizisten”, daß der Hund noch lebt, und sein Leben 
wurde mit einem aufgesetzten Kopfschuß beendet. Die erste Kugel traf ihn 
seitlich in den Hals. 

Danach wurde ich in die Wohnung im ersten Stock geführt, wo man meine 
Personalien aufnahm. Ich mußte barfuß auf dem Flur rumlaufen. Bevor ich zur 
Personalienaufnahme gebracht worden bin, sah ich noch, wie Michael Otte in 
meinem Zimmer am Fenster stand und nachfragte, ob man ihm die Fesseln ein wenig 
lösen könne. Daraufhin wurde ihm der Arm umgedreht, so daß er vor Schmerz 
zusammenbrach. Als ich wieder runtergeführt wurde, standen Norman Gläsner und 
Ronny Schwittau schon auf dem Flur. Ich wurde in mein Zimmer geführt, wo mir 
die Fesseln gelöst wurden und ich mir Schuhe und einen Pullover anziehen 
“durfte”. Nach einer Weile wurde ich auf den Flur geführt. Im Zimmer konnte 
man draußen hören wie, Otto (gemeint ist Michael Otte, Anmerkung d.A.) vor 
Schmerz schrie. Ich bemerkte, daß Norman barfuß und Ronny in Socken dastanden. 
Ich wurde mit dem Kopf zur Wand hingestellt. Wir wurden die ganze Zeit 
beleidigt. Dann wurden noch zwei Leute dazu gestellt. Dann kamen eine Menge 
Zivilbeamter und gingen in Michael Ottes Wohnung. Dann sind die Zivilbeamten 
auch in unsere Wohnung gegangen, ohne daß uns bis zum heutigen Tag ein 
Durchsuchungsbefehl vorgelegt wurde. Kurze Zeit später wurde ich auch auf den 
Hof gebracht, von einem “Polizisten”, der sich ungeheuer stark vorkam. Das 
taten sie eigentlich alle. 15 Minuten später wurden den ersten die Fesseln 
abgenommen, wofür man fast fünf Minuten brauchte. Meine Handgelenke tun mir 
heute, vier Tage danach. immer noch weh. 

Es war ein Polizeiterror ohnegleichen! 

Sebastian Lust 


Güstrow den 7.2.1994 


® 


lich ist es ja mit dem Rechtsgefühl einer mitder das SEK in verschiedenen Bundeslän- 
Landesregierung, die bösen Zungen zufolge dem vorgeht, zeigt, daß dieser Wahnsinn Me- 
nur eine Unterabteilung der Schönberger thode hat. Ob nun solches Vorgehen in den 
Deponie ist, ohnehin nicht weit her. alten Bundesländern schon längst üblich ist 

Im Ernst: Die Analogie der Methode, oder nicht: Offensichtlich sollen wir uns jetzt 
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als Neubürger der Bundesrepublik Deutsch- 
land an derartige Aktionen der SEK gewöhnen 
müssen. Das wird einzig und allein verhindert 
werden können, wenn die Bürger den 


GrundbestandanRechtenindervielgepriesenen 
freiheitlich demokratischen Grundordnung 
ständig gegen die Übergriffe der Mächtigen 
verteidigen. W.Rüddenklau 


Nazis und Polizeiwillkür in Chemnitz 


Am 12. März hatten sich im Chemnitzer “Haus 
der Live - Musik” mehrere hundert rechte 
Skinheads zusammengefunden. Juristisch ge- 
schützt durch Ankündigung als “geschlossene 
Veranstaltung” spielten ungestört faschistische 
Bands. Die Polizeiund das Ordnungsamt“ wuß- 
ten von nichts” und brauchten sich deshalb 
keine Ausreden für ihr Nichteingreifen auszu- 
denken. Elke Dux, die Betreiberin des 
Veranstaltungsortes des “geschlossenen Kon- 
zertes” hat sicherlich ordnungsgemäß die An- 
meldung fristgemäß eingereicht. 

Elke Dux hatte aber auch nichts auszu- 
setzen. 

Selbstverständlich warnten die Sicher- 
heitskräfte, insbesondere das für solche Anläs- 
se gegründete SOKOREX, nicht die anliegen- 
den Alternativprojekte, z.B. Kraftwerk, Schmie- 
de, VOXX, Öko-Cafe, AJZ, B-Plan über die 
Veranstaltung und die davon ausgehenden po- 
tentiellen Gefahren. Die Aktiven der genannten 
Alternativprojekte schlossen vorzeitigihre Räu- 
me, um einer gewalttätigen Auseinanderset- 
zungmitdenFaschisten ausdem Weg zugehen. 
Als die Boneheads nach dem Konzert durch die 
Stadt zogen, war niemand mehr zum Verprü- 
geln da. 


Am 20. März wollten die “Republi- 
kaner” ihren Landesparteitag in Chemnitz durch- 
führen. Kurzfristig wurde dieser in das 25 km 
entfernte Thum, Kreis Zschopau, verlegt. Das 
Landesinnenministerium hatte, mit Billigung 
der PDS, ein generelles Demonstrationsverbot 
für diesen Tag verhängt. Davon besonders be- 
troffen war die geplante Demonstration “Keine 
Nazis in Chemnitz”. Trotz des Demonstra- 
tionsverbotes gab es am 17. März die Zusage 
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aus dem Chemnitzer Rathaus, eine friedliche 
Kundgebung würde durch die Polizei nicht 
aufgelöst. Die PDS-Abgeordnete Angela 
Schneider ging zum Treffpunkt der geplanten 
Antifa-Demonstration, um die eintreffenden 
TeilnehmerInnen über das Verbot zu informie- 
ren und die Demonstranten zu einem Meeting 
in den geschlossenen Räumen des Kultur- und 
Informationszentrum einzuladen (sic!). Über 
dieses Vorhaben war die Polizei informiert, 
aber die Abgeordnete wurde aufdem Weg zum 
Treffpunkt zusammen mit anderen Personen 
schon mal im Vorfeld festgenommen. Die 
49jährige Abgeordnete mußte sich bis auf die 
Unterwäsche entkleiden, im Anschluß wurden 
gegen sie erkennungsdienstliche Maßnahmen 
vorgenommen. 

Die zumeist jungen Demonstrations- 
teilnehmerInnen, die es bis zum Treffpunkt 
geschafft haben, wurden von Polizeibeamten 
durch die Grünanlagen gejagt, verprügelt und 
60 Personen in Gewahrsam genommen, mit 
den bekannten Arten der Repression. Ein 
Zeitungsfotograf wurde gewaltsam in ein 
Polizeifahrzeug geschleift und die Kamera 
wurde ihm entwendet. Es wurden Personen die 
Hände mit Handschellen auf den Rücken ver- 
bundenundsie danach gezwungen, knieend im 
Polizeiwagen mitzufahren. Andere berichte- 
ten von persönlichen Beleidigungen. Nach- 
dem sie Jugendliche abgeführt hatten, fielen 
von den Beamten Sätze wie, “Jetzt muß ichmir 
die Hände waschen” oder “Legt der ihr 
Schweinezeug nicht auf meinem Sitzplatz, ich 
will mich nicht infizieren”. Im Polizeigewahr- 
sam mußten die Festgenommenen für etwas 
Essen zahlen (zwei Wiener Würste 3,20 DM). 
Kommentar des Landtagsabgeordneten Mar- 
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tin Böttger, Bündnis 90/Grüne dazu: “Sogar 
bei der Stasi war das Essen umsonst”. 
Innenminister Eggert erklärte den Ein- 

satz der 700 Polizisten als Erfolg, entschuldigte 
sich aber für den einzigen Ausrutscher, die 
Festnahme der Abgeordneten Schneider: “Ein 
bedauerlicher Fehler”. 

REP - Chef Schönhuber bedankte sich für den 
gelungenen Polizeischutz. Er spielt ja schon 
des längerem mit dem Gedanken in's schöne, 
sichere Ländle Sachsen seinen Wohnort zu 
verlegen. 

Dennoch fandeine Woche spätereine Anhörung 
‘* im Landtag zu den Ereignissen am 20. März 
statt. Die PDS fordert die Einsetzung eines 


parlamentarischen Untersuchungsausschusses. 
Die Vorkommnisse sollen für eine Generalde- 
batte um die Sicherheitspolitik im Freistaat 
Sachsen genutzt werden. Die Vorfälle sind ein 
Vorgeschmack auf die geplante Änderung des 
Polizeigesetzes, das den Ordnungskräftenmehr 
Rechte einräumen soll. 

Dienstliche Konsequenzen bei der Po- 
lizei gibt es bis jetzt nicht, nach der peinlichen 
Panne mit der Abgeordneten Schneider hat das 
Landespolizeipräsidium allerdings eine Bjl- 
dungslücke der sächsischen Polizei erkannt. 
Die sollnunbelehrt werden, wiesiesich gegen- 
über Parlamentariern zu verhalten hat. 


Ostdeutsche unter dem Kommunismus 
verkümmert 
Neurechter Professor will den Osten missionieren 


Daß in Ost-Berlin Straßen umbenannt werden 
sollen, ist allgemein bekannt und Thema ver- 
schiedener Artikel der “großen” Zeitungen 
gewesen. Weniger bekannt ist, wer eigentlich 
indieser Haase-Kommission zur Straßenumbe- 
nennung sitzt und ein so vehementes Engage- 
ment in der Beseitigung von Clara Zetkin und 
KonsortInnen an den Tag legt. 

Einer davon ist Arnulf Baring, Profes- 
sorfür Zeitgeschichte an der Freien Universität 
Berlin. Geboren wurde er 1932 in Dresden, 
studierte in Hamburg, West-Berlin, Freiburg 
und New York und etablierte sich mit Büchern 
über den 17.Juni 1953, Charles de Gaulle und 
vor allem Konrad Adenauer. 

Eine seiner jüngsten Veröffentlichun- 
gen heißt “Deutschland, was nun? Ein Ge- 
spräch mit Dirk Rumberg und Wolf Jobst 
Siedler”, erschienen 1991 im Berliner Siedler 
Verlag. In diesen Gesprächen doziert Baring 
über Deutschland und das ehemals sozialisti- 
sche Europa nach der Wende und was nun 
werden soll aus der alten DDR, deren Bevölke- 
rung von ihm durchgängig “die Ostdeutschen 
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oder Mitteldeutschen” genannt wird. 

Diese haben nämlich 45 Jahre stalini- 
stischen Kahlschlag zu verdauen, “so daß die 
dort lebenden Menschen nur noch für die Art 
von primitiver Kommandowirtschaft verwend- 
bar waren, die man überall gewaltsam einge- 
führt hat. Daher sind all die Tugenden, die zu 
einer freien Gesellschaft notwendig gehören, 
in einem beklagenswerten Ausmaß verküm- 
mert.” Eigentlich hätte das Buch auch ‘Das 
ewige Joch des Sozialismus’ heißen können, 
denn das ist Barings zentrales Thema. Dieser 
habe “eine Verwüstung der Mentalitäten hin- 
terlassen”, und “mentale Verwahrlosungen 
prägen oftüber Jahrzehnte, ja über Jahrhunder- 
te hinweg.” Daher werde es “selbst bei uns 
Deutschen Generationen dauern - sagen wir 
wieder 45 Jahre -, bis sich die Mentalitäten 
angeglichen haben, beispielsweise das 
Leistungsprinzip drüben erneut akzeptiert ist.” 
So erklärt sich Baring auch die unmäßige “Ex- 
plosion rasant steigender Erwartungen” der 
Ossis, die nicht fähig seien, mit Geld vernünf- 


tig umzugehen. 
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'*Dije Menschen haben nicht 
gewußt, daß es nichts | 
Unbequemeres gibt als die 
Freiheit." 
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Ich erlaubemir, so vielaus dem Orginal 
zu zitieren, sonst glaubt mir wieder keiner. 
Denn es kommt noch dicker, wenn er über die 
Konsequenzen aus seiner Analyse philosophiert, 
denn “schließlich geht es um die Schaffung 
einer neuen bürgerlichen Gesellschaft aus der 
Retorte” -neues Bewußtsein, neue Kreativität, 
neue Führungsfähigkeit. Ein junger Mensch 

- aus der DDR “muß völlig von vorne anfangen. 
Die Universitäten waren weitgehend keine 
Universitäten, die Schulen keine Schulen.” 
Selbstden Ärzten sprichterihre Qualifikationen 
ab - alles Gründe, die es den Westdeutschen 
schwer machen, in den Osten zu gehen, um die 
dringend notwendige Aufbauarbeit zu leisten. 

Letztendlich muß aber selbst Baring 
zugeben, daß auch Ossis etwas zu produzieren 
im Stande sind. Dieses nennt er dann 
Überproduktion, beispielsweise der ost- 
deutschen LPGs, mit der “wir nicht fertig wer- 
den”. Sein Lösungsvorschlag: “Ganze Regio- 
nen Mecklenburgs, Vorpommerns und 
Brandenburgs muß man stillegen.” 

Neben mentalen macht Baring aber 
auch emotionale Defizite aus, die sich in 
Autoritätsgläubigkeit und Antriebsarmut 
manifestieren. Wohlgemerkt alles Defizite ge- 
genüber den “westlichen Deutschen”. 


Diese westlichen Deutschen werden 
folgerichtig von Baring zum “Opfermut” auf- 
gefordert, denn “es handelt sich wirklich um 
einelangfristige Rekultivierung, eine Koloniali- 
sierungsaufgabe, eine neue Ostkolonisation.” 
Und gefühlvoll fügt er nachträglich hinzu: “Es 
ist überhaupt eine Frage großen Taktes, den 
Bewohnern der neuen Bundesländer schonend 
klar zu machen, was sich eigentlich bei ihnen, 
bei uns vollzieht.” In der alten DDR herrsche 
im Grunde genommen polnische Wirtschaft, 
und geschickterweise legt Baring als Krönung 
einem anonymbleibenden Bekannten das Zitat 
“und aus den Menschen dort sind weithin 
deutsch sprechende Polen geworden.” in den 
Mund. So etwas wird gemeinhin als Rassismus 
bezeichnet. 

Und eine letzte Kostprobe aus dem Buch: “Die 
frühere DDR ist heuteein Land ohne allgemein 
akzeptierte, akzeptable Führungsschichten. Das 
Problem der Vergangenheitslasten stellt sich 
daher heute sehr viel schärfer als 1945.” 

Ignaz Bubis beklagte sich jüngst in der 
Osterausgabe des Tagesspiegels darüber, daß 
es an den Berliner Universitäten zu viele 
rechtslastige Professoren gäbe. Baring isteiner 


davon. raki 


Regierungsterror 
Die Bundesregierung setzt die Kurden unter Ausnahmerecht 


“Kurdenterror”, “Kurden setzen S-Bahn Wag- 
gonin Brand”,‘“Erneute Anschläge von Kurden 
in Deutschland”: So oder ähnlich lauten die 
Schlagzeilen in der bundesdeutschen Presse 
derletzten Wochen. Die Erfahrungen von Men- 
schen die an den Protestaktionen beteiligt wa- 
ren, sehen hingegen anders aus. Ein Beispiel: 
In der “Frankfurter Rundschau” vom 
21.3.94 stand zu lesen: 
“Beigewalttätigen Auseinandersetzungen zwi- 
schen Kurden und Polizeibeamten ging am 
Sonntag Abend der Waggon eines S-Bahn Zu- 
ges im Wiesbadener Ostbahnhof in Flammen 
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auf.” Weiter heißt es “Als erstaunlich bezeich- 
nete ein Polizeisprecher die beeindruckende 
Aggressivität der Kurden.” 

In einer Presseerklärung von 6 Augen- 
zeugen dieses Vorfalls wird hingegen folgen- 
des beschrieben: 

“ Am Sonntag 20.3.94, wollten wir mit 
der S1 um 15.18 Uhr ab Frankfurt Hauptbahn- 
hof nach Wiesbaden zu einer spontanen De- 
monstration und Newrozfeier kurdischer 
KollegInnen fahren. AmsS-Bahnhof Wiesbaden- 
Ost stand der Bahnsteig voller Polizei, die S- 
Bahn fuhrnichtmehr weiter. Am gegenüberlie- 
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genden Gleis stand bereits ein Nahverkehrszug 
mit KurdInnen, der von der Polizei überwacht 
wurde. Einige Menschen waren bereits festge- 
nommen, standen und lagen mit gefesselten 
Händen auf dem Bahnsteig. Es wurde eine 
Durchsage über den S-Bahn Lautsprecher ge- 
geben, die sinngemäß lautete: “Hier spricht der 
BGS. Fahrgäste die nicht nach Wiesbaden 
Hauptbahnhof wollen und nicht zum Demo- 
Klientel gehören, werden gebeten auszustei- 
gen und werden mit Ersatzbussen weiter ge- 
bracht.” Einige Fahrgäste stiegen aus, unter 
anderem eine Familie mit Fahrrädern und durf- 
ten nach und nach den Bahnsteig verlassen. 
Ausländisch Aussehende mußten sich einer 
Gesichtskontrolle unterziehen und ihre Pässe 
vorzeigen. Wir und die KurdInnen blieben auf 
dem Bahnsteig. Aus der $1 wurden mindestens 
2 Kurden mit erhobenen Händen an den Wag- 
gon gestellt, abgetastet und abgeführt. Die an- 
deren im Waggon verbliebenen Menschen rie- 
fen Parolen und schlossen die S-Bahn-Türen. 
Die Polizisten trommelten an die Scheiben, 
rissen die Waggontüren auf, drangen ein und 


setzten ihre aufdem Rücken getragenen Feuer- 
löscher ein, indem sie in den vollbesetzten 
Waggon sprühten. Inden weißen Schwadender 
Feuerlöscher taumelten Menschen aus dem 
Waggon, wurden von den eingedrungenen Be- 
amtenrausgestoßenund von den aufdem Bahn- 
steig stehenden Beamten an Armen und Beinen 
herausgezerrtundüber denBahnsteig geschleift. 
Gleichzeitig wurden Schlagstöcke gegen die 
aus dem Waggon kommenden, rufenden und 
aufgebrachten Menschen eingesetzt. Einer Frau 
wurde eine blutende Kopfwunde geschlagen, 
mindestens eine weitere Person wurde mit 
einer Kopfwunde später auf der Bahre weg- 
gebracht. 
Es waren zwei Polizisten mit Hunden 
auf dem Bahnsteig, die nun den Hunden den 
Maulkorb abnahmen und die Hunde gezielt 
gegen diese Menschen einsetzten, um sie wie- 
der in den Waggon zu drängen. Ein Hund biß 
einen jungen kurdischen Mann in die Wade, 
zerfetzte die Hose und biß sich im Hosenbein 
fest, andere Kurden, die den Gebissenen 
fortziehen wollten, wurden von Beamten mit 
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dem Schlagstock weggeknüppelt. In diesem 
Moment zogen überall die Polizisten den 
Schlagstock und knüppelten und trieben die 
Menschen zurück in die Waggons. Einer der 
Kurden, derden Gebissenenhelfen wollte wurde 
weggezerrt, von 3 Beamten auf den Boden 
gedrückt, die Beamten setzten sich auf ihn, 
drücktenihr Kniein seinen Nacken, verdrehten 
seine Arme und Beine und einer schlug ihn mit 
dem 
Knüppel gezielt auf den Kopf. Dieser Vorfall 
wurde von einem von uns genau beobachtet 
- und kann detailliert bezeugt werden.” 
Weitere Mißhandlungen folgten: einem 

Gefesselten wurden die Handschellen so eng 
angelegt, daß die Hände blau anliefen, verletz- 
te Menschen wurden bis zu 30 Minuten ohne 
Hilfe auf dem Bahnsteig liegen gelassen, ein 
Mann erlitt einen Herzinfarkt, einem gefessel- 
ten Mann wurde der Kopf an den Haaren 
hochgezogen, um ein Polaroid-Foto zu ma- 
chen.” 
So weit die in keiner einzigen Zeitung abge- 
druckte Presseerklärung der Augenzeugen. 
Medien und PolitikerInnen haben ein neues 
Feindbild entdeckt: Die Kurden. KurdInnen 
scheint in der BRD alles verboten zu sein und 
für sie scheinen keine Menschenrechte zu gel- 
ten: 

- Kein Recht auf Öffentlichmachen der 
Situation ihres Volkes 

- Kein Recht auf kurdische Feiern und 


Kultur 
- Kein Recht sich in ihren Vereinen zu 

organisieren. 

- Kein Recht wie Menschen behandelt zu 
werden. 
Die Bundesregierunghatangekündigtund auch 
bereits damit begonnen, sogenannte kurdische 
Gewalttäter hart zu bestrafen und in die Türkei 
abzuschieben. Es ist zu befürchten, daß es jetzt 
zuMassenabschiebungenindie Türkeikommt. 
Die Betroffenen erwartet in der Türkei Folter 
und Mord. | 

In der BRD wird Widerstand und Pro- 
test von KurdInnen mit Polizeigewalt, Ab- 
schiebung und Verboten beantwortet. Die deut- 
sche Regierung ist in diesem Konflikt keines- 
wegs neutral. Sie 
liefert seit langer Zeit Waffen in die Türkei, 
türkische Militär- und Polizeiangehörige wur- 
den und werden in Deutschland ausgebildet. 
Allein seit 1991 lieferte die BRD u.a. 265000 
Maschinengewehre, 100000 Panzerfäuste, 344 
Millionen Schuß Munition und 500000 Stahl- 
helme an das türkische Militär. 

Mit ihrer militärischen und finanziel- 
len Unterstützung, mit dem Verbot der PKK 
u.a. kurdischer Organisationen, mit der 
Unterdrückung von KurdInnen in der BRD 
macht sich die Bundesregierung zum Kompli- 
zen des türkischen Militärregimes. 

(gekürzt, SchülerInnen der 
Hedwig Heyl Schule) 


Letzte “atom” 
„. oder: nichts bleibt ewig 


Nach 17 Jahren beendete jetzt die Zeitschrift 
der westdeutschen Anti-AKW-Bewegung 
“atom” ihre Existenz. Im April 1977 war die 
erste Ausgabe des “Atomexpress” zum ersten 
Mal erschienen, im Jahr der dritten großen 
Brokdorf-Demonstrationund wenige Tagenach 
der Schlacht um Grohnde. Zur gleichen Zeit 
entstand die “Atommüllzeitung”. Die beiden 
Zeitschriften fusionierten Jahre später zur 
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“atom”. Der Hauptbezugspunkt der Zeitschrift 
war die Anti-AKW-Bewegung. Sie versuchte 
aber, sich nicht auf eine Ein-Punkt-Bewegung 
einzugrenzen, sondern sich auch für andere 
Themen und Bewegungen zu interessieren. 
Neben den normalen Ausgaben gab es insge- 
samt 8 Sonderausgaben (“Gorleben 1004 Bro- 
schüre”, WAA-Standorte-Poker”, “Weltwirt- 
schaftsgipfel/Bonn”, “Tschernobyl”, “Innere 
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16 Jahre, die die Welt veränderten 


Wir verkaufen unsere Zeitungs-Restexemplare - greift zu ! 


Einmalige Dokumentation des Zeit- und Bewegungs- 
geschehens 1978 - 1994 
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Sicherheit”, “Startbahn-Schüsse”, “Golfkrieg” 
und “Kein schöner Land’). 

Die Herrschenden reagierten entspre- 
chend. Insgesamt gab es 20 Verfahren gegen 
“ Atom Express” und “Atommüllzeitung” - vor 
allem wegen 129a, 88a und 111. Die härteste 
Bedrohung der Zeitung war das 129a-Verfah- 
ren mit Beschlagnahmungen, Hausdurchsu- 
chungen und drohenden Hafıstrafen. Zeitwei- 
lig geriet “atom” in den Geruch, die 
“bundesweite Zentrale” der Anti-AKW-Bewe- 
gung zu sein. Aber zwischen dem Koordinie- 
rungsausschuß der Bewegung und der “Atom- 
Expreß” gab es Anfang der achtziger Jahre 
erhebliche Differenzen und nach der Fusion 
mit der “Atommüllzeitung” entwickelte sich 
“atom” zu einem im guten Sinne autonomen 
Projekt. 

“Bis einschließlich dieser letzten Aus- 
gabe”, heißtes im Editorial der letzten “atom”, 
entstand die Zeitung parallel in zwei Blöcken 
inLüneburg undGöttingen, zweifertigeLayouts 
wurden am jeweiligen Druckort zusammenge- 
bracht. Über die ganzen langen Jahre funktio- 
nierte diese eigentlich unmögliche Konstrukti- 
on sehr effektiv und praktisch problemlos.” 
Wie andere kleine Blätter bemühte sich die 
“atom” immer um technische und finanzielle 
Unabhängigkeit. Die Redakteure wurdennicht 
bezahlt und Fotografen, Druckereien und 
‘ Handverkäufer unterstützen unter Zurückstel- 
lung eigener finanzieller Ansprüche die Zei- 
tung. 

Weniger Glück hatten die Redakteure 
mit der Frauenfrage. “Eine Zeitlang”, heißt es 
im Editorial, “trafen sich Frauen u. Männer in 
der Göttinger Redaktion getrennt und machten 
getrennte Layouts. Diese Diskussionen konn- 
ten nicht zu einem konstruktiven Ergebnis ge- 
bracht werden, irgendwie wußten zumindest 
die Männer in der Redaktion bis zum Schluß 
nicht, worum es eigentlich ging und was sie 
anders hätten machen sollen. Die Frauen kapi- 
tulierten schließlich vor diesem Unverständnis 
und verließen die Redaktion. Zurück blieben in 
Göttingen nur Männer -ein absolutunbewältig- 


18 


tes Kapitel der Redaktionsgeschichte. Alle 
waren enttäuscht und gefrustet darüber, daß 
wir kein Klima schaffen konnten, in dem sich 
die “atom”’-Frauen auf Dauer hätten wohl füh- 
len können.” 

“Die letzten 5 Jahre der “atom’””, heißt 
es weiter, “waren geprägt von einer sehr 
homogenen Redaktion. Die Kernredaktion be- 
stand ausca. 12 Leuten, die sich über die Jahre 
auch persönlich immer näher gekommen wa- 
ren, sich aneinander gewöhnt hatten. Die 
Differenzen schliffen sich über die Jahre ab, 
ein offensives Bemühen um neue Redaktions- 
mitglieder fand nicht mehr statt, kaum einer 
hatte noch die Lust und die Energie, sich auf 
neue Leute einzulassen. Routine beherrschte 
die Redaktionsarbeit, Effizienz wurde 
großgeschrieben, mit einem Minimum an Auf- _ 
wandnochmöglichst viel Zeitung machen -das 
war die Praxis. So manches Redaktionstreffen 
fand auf einer Autobahnraststätte zwischen 
Göttingenund Lüneburg statt, fastein Wunder, 
was da am Ende immer noch rauskam an Zei- 
tung.” 

“Die privaten Veränderungen durch 
Kinder bzw. Familie, stärker werdende 
Berufsbelastungen usw. gingen einher mit ei- 
nem lautlosen Rückzug aus der bundesweiten 
aktiven Politik und schließlich aus der Bewe- 
gung als solcher. Parallele Entwicklungen fan- 
den fast überall statt.” 

Die Redakteure der Zeitschrift fühlen 
sich ein wenig zu alt für das Projekt, aber wohl 
auch von einer Bewegung allein gelassen, die 
nur noch sehr wenig von ihrem ursprünglichen 
breiten Anhang behalten hat und unter 
Perspektivlosigkeitleidet. a.b. 
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‘Das gab es schon immer, 
und das wird es immer geben” 
Pflichtarbeit für Erwerbslose und SozialhilfebezieherInnen 
Eine schwarz-rot-gold-braune Traditionslinie 


Spätestens seit Tyll Necker, der Präsident des 
Bundesverbandes der Deutschen Industrie, in 
einem Interview die Worte gebrauchte: “Wir 
müssen die Krise jetzt nutzen, denn jetzt sind 
die Menschen reif” dürfte klargeworden sein, 
daß die aktuelle ökonomische Krise weitrei- 
chendere Auswirkungen auf die allgemeine 
politischeund soziale Gesellschaftsstrukturdes 
“neuen” Deutschlands haben wird. Der 
Generalangriff von Kapitalbesitzern und 
Politikerkaste vollzieht sich taktisch geplant. 
Für sie muß der “Standort Deutschland” billi- 
ger werden, damit die Akkumulation wieder 
auf höhere Touren fahren kann. Bisher als 
unantastbar geltende soziale Standards sind 
das Ziel. Es wird lautnachgedacht, Vorschläge 
werden ausgebreitet und wieder zurückgenom- 
men, um schließlich in noch verschärfterer 
Form verabschiedet zu werden. So geschehen 
in den Bereichen Sozialhilferecht und 
Arbeitsförderungsgesetz. Ähnlich wie zur 
Weimarer Republik soll dieHaushaltssanierung 
hauptsächlich durch eine Reduzierung der 
Sozialkosten erfolgen. Die Vorgehensweise ist 
identisch. Zu einem frühen Zeitpunkt wirdeine 
Kampagne gegen angeblichen Mißbrauch von 
Sozialleistungen durch die Betroffenen in den 
Medien lanciert und der weitere Ausbau 
disziplinarischer Instrumente verlangt. Ist dies 
geschehen, im aktuellen Fall die verschärfte 
Meldekontrolle, werdendie Kürzungsabsichten 
scheibchenweise aus der Schublade gezogen. 
Siekönneneine Verschärfung der Anspruchsvo- 
raussetzungen, eine Kürzung der Unterstüt- 
zungsdauer oder eine direkte Senkung der 
Unterstützungssätze beinhalten. Im aktuellen 
Fallhandeltessichu.a.umeinedirekte Kürzung 
der Sozialhilfe, des Arbeitslosengeldes bzw. 
der Arbeitslosenhilfe und eine zeitliche Be- 
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schränkung der Arbeitslosenhilfe auf zwei Jah- 
Te. 

Weitgehend unbemerkt in der Öffent- 
lichkeit wurden im Bundessozialhilfegesetz 
(BSHG) die 18-20 verändert. Sie umfassen im 
allgemeinen den Bereich Hilfe zur Arbeit, und 
dort insbesondere die Zwecks nahtloser 
Kooperation mit dem Arbeitsamt wurde auch 
ein ähnlicher Paragraph zur Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes eingefügt. Sicherung 
des Lebensunterhalts durch Arbeit, die Schaf- 
fung von Arbeitsgelegenheiten und die soge- 
nannte Gewöhnung an Arbeit bzw. die Prüfung 
der Arbeitsbereitschaft. Den Sozialämtern wird 
aufgetragen, in stärkerem Maße als bisher 
Arbeitsgelegenheiten für SozialhilfebezieherIn- 
nen zu organisieren. Demnach soll die 
Bundesanstalt für Arbeit mit den Trägern der 
Sozialhilfe so zusammenwirken, “daß” Emp- 
fänger von Hilfe zum Lebensunterhalt ihre 
Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensunter- 
halts für sich und ihre unterhaltsberechtigten 
Angehörigen einsetzen können.” Gestrichen 
wurde im BSHG auch die Zusätzlichkeits- 
klausel. Sie besagt, daß Städte und Landkreise 
nur dann gemeinnützige Arbeiten anbieten 
durften, wenn die Art der Tätigkeiten nicht 
oder nicht in absehbarer Zeit von der Kommu- 
ne pflichtgemäß zu erledigen waren. Dies wird 
anders werden. Ungehindert können nun 
SozialhilfebezieherInnen in originären Berei- 
chen der Stadtverwaltung, wie etwa in der 


Straßenreinigung, eingesetzt werden. 
Was auf den ersten Blick als neue 


Strategie skrupelloser Sozialplaner erscheint, 
ist in Wirklichkeit immer dann zum Einsatz 
gelangt, wenn Massenerwerbslosigkeit und 
Armut den sozialen Disziplinierungsorganen 
außer Kontrolle zu geraten schienen. Die Kon- 


19 


SSSINTSSIITTNSITISTERRTESTSTETLRNIEE 


SO TTEURREENTNUNNG 
‘ 


EIS 


zepte ähneln sich, und auch die aktuellen poli- 
tischen Einsichten zur Pflichtarbeit finden sich 
bereits Anfang der Achtziger Jahre in 
wirtschafts- und sozialpolitischen Dokumen- 
ten maßgeblicher Politiker. Galten die damali- 
genKrisenerscheinungennoch als“ Wachstums- 
schwäche” wurde von den Unternehmerver- 
bänden bereits die “Zurückführung der 
Sozialleistungen auf ein sozial und wirtschaft- 
lich vertretbares Maß” gefordert. Die Reaktion 
der Politiker ließ nicht lange auf sich warten. 
Der damalige FDP-Wirtschaftsminister Otto 
Graf Lambsdorff forderte 1982 “eine generelle 
Senkung des Arbeitslosengeldes”, eine 
“Begrenzung des Arbeitslosengeldbezuges auf 
maximal 1 Jahr” und “ein Einfrieren der 
Regelsätze” in der Sozialhilfe. In CDU-Pro- 
gramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslo- 
sigkeit vom Oktober 1983 findet sich folgender 
Passus: “Um insbesondere bei arbeitslosen 
Jugendlichen die keine Leistungen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz erhalten die negati- 
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ven Auswirkungen beschäftigungsloser Zeiten 
zu verhindern, ist verstärkt von den im 
Sozialhilferecht vorgesehenen Möglichkeiten 
Gebrauch zu machen. Insbesondere sind Gele- 
genheiten zu gemeinnütziger und zusätzlicher 
Tätigkeit für Sozialhilfeempfänger zu schaf- 
fen”. Und schließlich sei noch an den CDU- 
Sozialexperten Haimo George erinnert, der 
bereits frühzeitig die Tarifentlohnung von ABM 
kritisierte. “Bei großer Massenarbeitslosigkeit 
ist eine Prüfung angebracht, ob etwas 
untertarifliche Bezahlung nicht unter dem hu- 
manen Aspekt vertretbar wäre, daß dann mehr 
sonstschwer vermittelbare Langzeitarbeitslose 
als jetzt Sinnerfüllung durch gewünschte Ar- 
beit erhalten könnten. Legitim wäre in diesem 
Zusammenhang auch die generelle Frage, ob 
nicht bei Bedarf unterstützte Arbeitslose - min- 
destens nach Auslaufen des Arbeitslosengeld- 
Anspruchs - zur Leistung gemeinnütziger Ar- 
beiten herangezogen werden sollten - unter 
materieller Besserstellung gegenüber bloßem 
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Unterstützungsempfang ohne Gegenleistung 
(Umweltschutz, Sozialdienste usw.)". 

Zehn Jahre später ist der angeforderte 
Arbeitszwang aufdem Vormarsch. Sozialhilfe- 
bezieherInnen werden wieder vermehrt inLand- 
kreisenund Städten zusogenannter gemeinnüt- 
ziger Arbeit herangezogen. Für Tätigkeiten im 
Bereich der Gesundheitsversorgung, der 
Abfallbeseitigung, auf Sportplätzen, in 
Schwimmbädern usw. erhalten die Betroffe- 
nenzuihrer Sozialhilfeeine Aufwandsentschä- 
digung von 1 DM bis 3 DM pro Stunde. Weder 
sind siesozialversichert,nochgiltdertarifliche 
Schutz des Arbeitsrechtes. Unter Drohung des 
Entzuges der Sozialhilfe bei Arbeitsverwei- 
gerung versuchen die Sozialämter ein 
Arbeitsverhältnis zwangsweise zu erreichen. 
Dies trifft deutsche und ausländische Sozialhil- 
febezieherInnen gleichermaßen, wie Asylsu- 
chende (bei denen die konkreten Verschärfun- 
gennoch weiter gehen) oder Kriegsflüchtlinge 
miteingeschränkter Aufenthalts genehmigung: 
Ähnliches plant Bundeswirtschaftsminister 
Rexrodt für die Erwerbslosen. Mit der harmlo- 
sen Bezeichnung “Gemeinschaftsarbeit” um- 
schrieben, sollen Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe beziehende Erwerbslose un- 
ter Tarif zur Arbeit angehalten werden. Was als 
Experiment in den neuen Bundesländern aus- 
probiert wurde, wird demnächst in ganz 
Deutschland eingeführt werden: niedrigere 
ABM-oder sonstige Tarife, die einen “Anreiz” 
bieten sollen, reguläre Beschäftigungsverhält- 
nisse zu suchen. Demnach mangelt es nicht an 
gut bezahlten Arbeitsplätzen sondern an "Hexi- 
blen‘ Erwerbslosen. Eine “Argumentation , 
die zynischer nicht sein kann. Flankiert wird 
die Kampagne für Arbeit unter Tarifmit wenig 
hilfreichen Beiträgen intellektueller Krisenma- 
nager wie Michael Opielka, derein freiwilliges 
soziales Jahr als Voraussetzung für den Eintritt 
in den öffentlichen Dienst propagiert, oder 
Iring Fetscher, der sich für die Einführung 
eines natürlich ganz anderen Arbeitsdienstes 
ausspricht. Mit den unterschiedlichsten Be- 
zeichnungen, vonBeschäftigungskreativität bis 
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Öko-Sozial-Kultureller Dienst werden Konzep- 
tionen eines zweiten Arbeitsmarktes aufge- 
zeigt, die alle einen mehr oder minder starken 
Zwangscharakter besitzen oder erhalten wer- 
den, bei gleichzeitiger Minimalst- bzw. 
untertariflicher Bezahlung. 


Neue Denkanstöße, oder alte 
Krisenstrategien? 


Pflichtarbeit für Sozialhilfebezieher- 
Innen in Frankfurt 


Seit Anfang 1993 verfügt das Sozialamt 
Frankfurt vermehrt Pflichtarbeit für Sozialhilfe- 
bezieherInnen. Das bedeutet, daß Betroffene 
zur Prüfung ihrer “Arbeitsbereitschaft” aufdem 
Friedhofsamt, beider Stadtreinigung oder beim 
Sport- und Badeamt eingesetzt werden. Dafür 
bekommen sie zusätzlich zu ihrer Sozialhilfe 
1.-DM pro Stunde. Weder sind sie sozialversi- 

chert, noch gilt der tarifliche Schutz des 

Arbeitsrechtes. Wer sich weigert solcherart 

Arbeirzu tun, dem wird die Sozialhilfe erst 

gekürztunddann ganz gestrichen. Für Frankfurt 

ist der Einsatz von SozialhilfebezieherInnen in 

der sogenannten gemeinnützigen Arbeit nicht 

nur ein Skandal, weil hier ein Zwangsarbeits- 

dienst legitimiert wird und sonst tariflich be- 

zahlte Arbeitsplätze eingespart werden kön- 

nen. Der Skandal liegt auch darin begründet, 

daß der Rot/Grüne-Magistrat in seiner 

Koalitionsvereinbarung bestimmt hat, daß von 

der “Anordnung gemeinnütziger Arbeit für 

Sozialhilfeempfänger auch weiterhin abgese- 

hen wird”. Trotz dieser politischen Verfügung 

handelt das Sozialamt anders. Erst aufgrund 

unserer Öffentlichkeitsarbeitüber Zeitung und 

Fernsehen, mußte der Sozialamtsleiter zuge- 

ben, daß Pflichtarbeit in Frankfurt wieder gang 

und gäbe sei. Die politischen Repräsentanten 
von SPDundGRÜNE wußten angeblichnichts 
davon. MittlerweilekonntenmitHilfedesFALZ 
in etlichen Widerspruchsverfahren die Einbe- 
rufung von Sozialhilfebezieherlnnen zum 
Zwangsdienst rückgängig gemacht werden. 


PA 


Mit der Verabschiedung der 11.AFG- 
Novelle bekommen Arbeitszwangsmaßnahmen 
wieder Hochkonjunktur. Sie stehen in engem 
Zusammenhang mit Vorschlägen für einen 
zweiten Arbeitsmarkt bei untertariflicher Be- 
zahlung und der Einführung von “Gemein- 
schaftsarbeiten” für Erwerbslose, wie sie der 
Bundeswirtschaftsminister plant. Schon früh- 
zeitig wies das FALZ in seiner Öffentlichkeits- 
arbeit auf diese Entwicklung hin und initiierte 
mitanderen zusammeneine bundesweite Kam- 
pagne gegendieschleichende Einführung einer 
allgemeinen Arbeitsdienstpflicht. 


Am 23.September 1933 um 7 Uhr setzte sich 
eine Gruppe von 700 Arbeitern in Arbeitsklei- 
dung vom Arbeitsamt in Frankfurt/M zum fest- 
lich geschmückten Börsenplatz in Bewegung, 
wo ihnen der zuständige Gauleiter Schaufeln 
und Spaten übergab. In Marschkolonnen orga- 
nisiert, sahen sie dem Reichskanzler zu, wie er 
mit dem ersten Spatenstich den Beginn des 
Baus der Reichsautobahn symbolisierte. Die 
“Reichs-Arbeitsschlacht” war eröffnet. Unter 
extremen Wetterbedingungen und schlechte- 
ster Bezahlung bauten die dienstverpflichteten 
Erwerbslosen eine Autobahn, aufder sie einige 
Jahre später, diesmal bepacktmit Sturmgewehr 
und Stahlhelm, in den Westen bzw. Osten 
marschierten. Die Grundlagen und Instrumen- 
te für einen zusammenfassenden Reichs- 
Arbeitsdienst waren inder Weimarer Republik 
bereits tendenziell vorhanden. 


Erwerbslose erregten gegenüber den Verwal- 
tern der Armut schon immer Mißtrauen. Sie 
galten und gelten als eigensinnig, uneinsichtig, 
auf ihre Rechte pochend, einfach unbequem. 
Die lange gesellschaftliche Auseinanderset- 
zung um ein Arbeitslosenversicherungsgesetz 
war zwar einerseits ein Produkt des Kampfes 
der Arbeiterklasse, andererseits repräsentiert 
sie aber auch die langwierige Geschichte der 
Kontrolle der Erwerbslosen. Verdacht erregte 
jeder Nicht-Arbeitende. Die zentrale Frage der 
Arbeitsverwaltung lautete: wie überprüfe ich 
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die Arbeitsfähigkeit und Arbeitswilligkeit der 
Versicherten? 

Mit Hilfe der Bedürftigkeitsprüfung, 
der Karenzzeit, der Zumutbarkeitsregelungen, 
der Anwartszeit, dem Stempelwesen, der Höhe 
und Dauer der Unterstützung wurden Bedin- 
gungen geschaffen, möglichst viele Betroffene 
vom Leistungsbezug auszuschließen. Um die 
“Arbeitswilligkeit” der Erwerbslosen zu über- 
prüfen, führten 1923 die Behörden mit der 
Pflichtarbeiteinneuerliches Kontrollinstrument 
ein. Die Gemeinden wurden aufgefordert, die 
Zahlung einer Unterstützung weitgehend mit 
der Ableistung gemeinnütziger Arbeit zu ver- 
binden. Für das preußische Wohlfahrtsmini- 
sterium eine klare Sache: “Von den Erwerbslo- 
sen istin jedem Falle als Gegenleistung für die 
Unterstützung ... Arbeit zu verlangen. Sofern 
sie verweigert wird, ist die Unterstützung so- 
fort unweigerlich zu entziehen.” 

Nach Verabschiedung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversi- 
cherung (AVAVG) 1927 standen der Arbeits- 
und Wohlfahrtsverwaltung mehrere Möglich- 
keiten der Pflichtarbeit zur Verfügung: 

1. Aufdem Gebietder Arbeitslosenversicherung 

konnte für Bezieher von Krisenunterstützung 
(entspricht in etwa unserer heutigen Arbeitslo- 
senhilfe) und für Erwerbslose unter 21 Jahre 
die Unterstützung von der Leistung einer Ar- 
beit abhängig gemacht werden. Dieses 
Zwangsarbeitsverhältnis ergab keinen neuen 
Leistungsanspruch und vollzog sich außerhalb 
eines arbeitsrechtlichen Schutzes. Im ersten 
Halbjahr 1932 lag die Zahl der Pflichtarbeiter 
bei etwa 15 000. 

Des weiteren wurden Erwerbslose durch 
die Schaffung von“ zusätzlichen Arbeitsgelegen- 
heiten” seitens der Arbeitsverwaltung vermit- 
telt. Diese Notstandsarbeiten (Straßenbauten, 
Tiefbauarbeiten usw.) begründeten ein 
Arbeitsverhältnis bei untertariflicher Bezah- 
lung und erwirkten neue Leistungsansprüche 
auf Arbeitslosenunterstützung. Ähnlich wie 
heute verhinderten finanzielle Schwierigkei- 
ten der Haushalte eine Ausweitung der 
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Notstandsarbeiten. Zwischen 1929 und 1933 
lagdieZahlderbeschäftigten Notstandsarbeiter 
unter 100 000. 

2. Eine restriktivere Handhabung fand die 
Pflichtarbeit im Bereich der Wohlfahrtspflege. 
Die Gewährung der Fürsorgeleistungen konnte 
von der Zustimmung zu “angemessener” Ar- 
beitgemeinnütziger Art abhängig gemacht wer- 
den. Das Fürsorgeverhältnis blieb mit gele- 
gentlicher minimaler Aufwandsentschädigung 
bestehen, bei vorgesehener Rückzahlungs- 
pflicht. Für die Gemeinden implizierte die 
Verhängung von Pflichtarbeit erhebliche 
Einspareffekte. Potentielle Wohlfahrtsempfän- 
gerInnen konnten von der Inanspruchnahme 
der Leistung abgeschreckt werden. Zwischen 
1930 und 1932 stiegdie Anzahl der Pflichtarbe- 
iter von 34 000 auf 63 000. Je schärfer sich die 
Krise auswirkte, desto öfter wurde auf die 
Arbeitszwangsvariante von den zuständigen 
Behörden zurückgegriffen. Notstandsarbeit, 
Pflichtarbeit und auch der 1931 eingerichtete 
Freiwillige Arbeitsdienst legten den Grund- 
stein der nationalsozialistischen “Arbeits- 
schlacht”. Ihre Ausweitung und Neuausrichtung 
führte 1935 in den Reichsarbeitsdienst mit 
Arbeitsdienstpflicht. 


- Frankfurt/M 1982: Der 54-jährige IngenieurB. 
ist seitlängerer Zeit erwerbslos und auf Sozial- 
hilfe angewiesen. Aufdem freien Arbeitsmarkt 
ist er nicht zu vermitteln, das Sozialamt ver- 
pflichtet ihn zu gemeinnütziger Arbeit. Er soll 
in einem Altersheim z.B. verstopfte Toiletten 
und Waschbecken reinigen für eine Mehrauf- 
wandsentschädigung von 1 DM pro Stunde. 
Als er sich weigert, wird ihm mit folgender 
Begründung die Sozialhilfe gekürzt: “Die Lei- 
stung gemeinnütziger Arbeit dient der Erhal- 
tung des Arbeitswillens. Durch die Kürzung 
der Sozialhilfe sollen Sie dazu angehalten wer- 
den, sich zu einer regelmäßigen Arbeit bereit 
zu erklären, um nicht ... den Bezug zur Arbeit 
zu verlieren.” 

Auf Sportanlagen, inSchwimmbädern, 
beim Stadtreinigungsamt oder im Zoologischen 
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Garten sollte die Arbeitsbereitschaft eines 
Großteils der SozialhilfebezieherInnen 
Frankfurts überprüft werden. 1983 umfaßte 
der Zwangsarbeitseinsatz pro Jahr ca.5000 
Betroffene, bundesweit soll es sich pro Monat 
um etwa 24 000 SozialhilfebezieherInnen ge- 
handelt haben. Für Frankfurt konnte in den 
Jahren 1980 bis 1984 ein Stellenabbau in 
denjenigen städtischen Betrieben nachgewie- 
sen werden, in denen gemeinnützige Arbeit 
abgeleistet werden mußte. Offensichtlich be- 
diente sichdie Stadt der billigeren Pflichtarbei- 
ter, um tariflich abgesicherte Arbeitsstellen zu 
liquidieren bzw. nicht wiederzubesetzen. Erst 
der Widerstand vieler zwangsverpflichteter 
Betroffener durch Widersprüche, Klagen auf 
tarifgerechter Übernahme, Bummelei, Sabota- 
ge usw. veranlaßte Politiker und Behörden, 
den Zwangsdienst einzuschränken und 
arbeitsmarktpolitische Alternativen in Form 
tarifgemäßer Absicherung anzubieten. 


Frankfurt/ 1993: Herr M., 43 Jahre bezieht 
Hilfe zum Lebensunterhalt. Im März 1993 er- 
hält er die Aufforderung, auf dem Friedhof 
Höchst Pflichtarbeit abzuleisten. Er legt Wi- 
derspruch ein. Im Mai desselben Jahres wird 
ihm die Sozialhilfe um 20% gekürzt, im Juni 
um 50%,undeinige Tage später wurde sie ganz 
eingestellt. Fast zur gleichen Zeit schreibt die 
Rot/Grüne-Stadtregierung in ihrer Koalitions- 
vereinbarung: “Vonder Anordnung gemeinnüt- 
ziger Arbeit für Sozialhilfeempfänger werden 
wir auch weiterhin absehen.” Stark unter Öf- 
fentlichen Beschuß geraten gab der zuständige 
Sozialamısleiterschließlich zu, daß Sozialhilfe- 
bezieherInnen wieder zu gemeinnütziger Ar- 
beit verpflichtet würden. Seine Begründung: 
das “gab es schon immer, und das wird es 
immer geben”. 

Mit der Verschärfung der wirtschaftli- 
chen und sozialen Krise in Deutschland wer- 
den auch wieder alte arbeitsmarktpolitische 
Konzepte aus der Schublade gezogen. Sie um- 
fassen sowohl freiwilligen wie auch zwangswei- 
sen Massen-Arbeitseinsatz. Rexrodts Vorstel- 
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lungen eines zweiten Arbeitsmarktes mit nied- 
rigeren ABM-Tarifen und “freiwilliger” Ge- 
meinschaftsarbeit und Blüms Emtehelferein- 
satzplan für ArbeitslosenhilfebezieherInnen 
laufen Hand in Hand mit den praktischen Vor- 
bereitungen für eine massive Vermittlung von 
SozialhilfebezieherInnen in gemeinnützige 
Arbeit ohne Sozialversicherung und ohne 
gewerkschaftliche Vertretung. Eine wichtige 
Funktion in diesem Zusammenhang scheint 
das Land Sachsen übernommen zu haben. Die 
Stadtverwaltung Leipzig plant den Arbeitsein- 
satz von ca. 5000 SozialhilfebezieherInnen. In 
einem detaillierten Papier “Arbeit für Leipzig” 
wurden vorab alle Möglichkeiten durchgespielt, 
wie Erwerbslose und SozialhilfebezieherInnen 
zur Arbeit gebracht werden könnten. Den er- 
sten 500 Betroffenen unterbreitete die Stadt 
ein Arbeitsangebot. Sie sollten unter dem Mot- 
to “Leipzig soll schöner werden” Bäume und 
Büsche anpflanzen, Grünanlagen gestaltenetc., 
allerdings ohne einen Arbeitsvertrag, nur bei 
teilweiser Sozialversicherung undlediglichmit 
einer Aufwandsentschädigung in Höhe von 2 
DM pro Stunde zur Sozialhilfe. Gedroht wurde 
mit Kürzung oder Streichung der Sozialhilfelei- 
stung bei Ablehnung des Angebotes. Infor- 
miertensichnoch 221 Personenüber denneuen 
Arbeitsplatz, so traten letztendlich aber nur 77 
tatsächlich zur Arbeit an. 

Das Leipziger Grundsatzpapier geht 
noch einen Schritt weiter und schlägt für die 
Zukunft eine völlige Umgestaltung des 
Sozialrechts vor. Unter der Bezeichnung 
“ganzheitlicher Ansatz” soll ein Leistungsamt 
entstehen, “das unabhängig von unterschiedli- 
chen gesetzlichen Anspruchsgrundlagen 
(Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe, Wohngeldusw.) 
die unterschiedlichen Ansprüche zusammen- 
führt und als Gegenleistung den Einsatz der 
Arbeitskraft zumutbar abfordern kann”. Wür- 
den die Pläne der Leipziger Bürokraten 
bundesweit verwirklicht, müßten etwa 350.000 
Zwangsarbeitsgelegenheiten geschaffen wer- 
den. Schon liebäugeln PolitikerInnen mit der 


Mobilisierung von SozialhilfebezieherInnen in 
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Bereichen, diebisher fürgemeinnützige Arbei- 
ten tabu waren, wie etwaim Umweltschutz, in 
Krankenhäusern, in Altenheimen und in Bi- 
bliotheken. Resultat dürfte ein zusätzlicher 
Schubfachlich qualifizierter Erwerbsloser sein, 
sowie eine Verschärfung ohnehin bestehender 
Spaltungstendenzen in der Gesellschaft. 


Die aktuelle Verschärfung des Arbeitspflichtpa- 
ragraphen im BSHG dient der Drangsalierung 
und Disziplinierung der Betroffenen. Sie soll 
den Noch-Beschäftigten verdeutlichen was sie 
erwartet, wenn die betriebliche Ruhe durch 
“überzogene” Forderungen gestört wird. Für 
die Städte und Kommunen ergibt sich ein dop- 
pelter Einsparungseffekt. Zum einen können 
teure Tarifarbeitsplätze ausgetauscht oder er- 
setzt werden, und zum anderen führt die gene- 
relle Arbeitsdienstverpflichtung zur Abmeldung 
Sozialhilfebedürftiger oder zur Nichtinan- 
spruchnahme rechtlich zustehender Soziallei— 
stungen. Geschätzt wird mit einer Zahl von 
30% bis 40% der Betroffenen, die lieber auf 
Sozialhilfe “verzichten”, ihr Leben also noch 
stärker einschränken müssen und in vermehr- 
ten Maße zur“‘Schwarzarbeit” gezwungensind. 
Die Einführung der Pflichtarbeit ist 
auch eine Reaktion auf ökonomische Verände- 
rungen. Der kontinuierliche Austausch von 
menschlicher Arbeitskraft durch Maschinen 
führte in den letzten 15 Jahren zu einem 
permanenten, teilweise auch rotierenden 
Erwerbslosenheer, welches besonders in Zei- 
tentiefer wirtschaftlicher Krisenerscheinungen 
in seinen Reaktionen unkalkulierbar bleibt. 
Die Arbeitspflichtistein Präventionsinstrument 
gegenüber möglichen politischen, aber auch 
individuellen Protestformen. Siesolldenjenigen 
wieder zum deutschen Arbeitsethos hinführen, 
der sich durchaus auch ein Leben außerhalb 
von Zwangslohnarbeitsverhältnissen vorstel- 
len kann. Mithin soll eine Ideologie der Not- 
wendigkeit lebenslanger Lohnarbeit transpor- 
tiertwerden, dem derreal-ökonomische Boden 
allerdings schon längst entzogen wurde. 
Unverkennbar sind auch die Parallelen 
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zur Weimarer Krisenbewältigung. Die Vertei- 
lung der finanziellen Lasten von oben nach 
unten und die vermehrte Anwendung von 
Pflichtarbeit deuten auf politische und soziale 
Konsequenzen hin, von denen wir annahmen, 
daß sie für immer durch die nationalsoziali- 
stische Praxis diskreditiert waren. 


Was die Betroffenen von solcherart Arbeitsein- 
satz halten, macht ein bundesweiter Aufruf der 
Erwerbsloseninitiativen deutlich: “Die 
Bundesarbeitsgruppen der Initiativen gegen 


Erwerbslosigkeit und Armut sind gegen jede 
Form von Zwangs- und Pflichtarbeit, wie sie 
auch die Schaffung eines zweiten Arbeitsmark- 
tes mit untertariflicher Bezahlung ablehnen. 
Wir fordern alle betroffenen Erwerbslosen und 
SozialhilfebezieherInnen auf, gegen die Ver- 
ordnung von Pflichtarbeit zu protestieren, sich 
in der nächstgelegenen Initiativgruppe zu in- 
formierenund gegenetwaigeZwangsarbeitsan- 
ordnungen rechtliche und politische Schritte 
einzuleiten.” Harald Rein 


| VR China: 
Arbeitskämpfe in Joint-Ventures-Firmen 


In den letzten Monaten haben die Arbeits- 
kämpfe in den etwa 40.000 Joint-Venture-Un- 
ternehmen in China dramatische Züge ange- 
nommen. An der Tagesordnung sind “wilde” 
Streiks, mit denen die etwa 5 Millionen betrof- 
fenen Beschäftigten gegen lange Arbeitszeiten, 
schlechte Bezahlung und selbst körperliche 
Mißhandlungen protestieren. Ausländische 
ArbeitgeberInnen sehen bereits eine Welle der 
Fremdenfeindlichkeit über sich schwappen. 
Tatsächlich fanden sich an einem taiwanischen 
Warenhaus in der Gansu-Provinz Plakate, die 
die chinesische Geschäftsführung des Betriebs 
als “Betrüger” und “Vaterlandsbeleidiger” be- 
schimpften. Wenige Tagenach Eröffnung schloß 
das Warenhaus wieder. 

Chinesische Gewerkschaften führendie 
Spannungen weniger auf angebliche Fremden- 
feindlichkeit ihrer Landsleute zurück, als viel- 
mehr darauf, daß in den Joint-Ventures das 
chinesische Arbeitsrecht nicht befolgt würde. 
Als äußerst problematisch empfinden sie die 
mangelhafte Einhaltung der Sicherheitsvor- 
schriften in den ausländischen Betrieben. Die 
Arbeitsunfällehabensichdrastisch erhöht. Nach 
Angaben der ‘Arbeiterzeitung’ ist im letzten 
Jahr in Guangzhou, wo sich besonders viele 
ausländische Unternehmen niedergelassen ha- 
ben, jeden zweiten Tag einE ArbeiterIn bei 


26 


einem Betriebsunfall ums Leben gekommen. 

Auch respektieren laut Arbeitsmini- 
sterium nur 1% der Joint-Ventures das 
Arbeitsrecht. Die betroffenen Firmenchefs leh- 
nen weiter die Gewerkschaften ab. Vor allem 
deshalb, weil sie angeblich befürchten, Peking 
würde diese als Mittel zur internen Kontrolle 
der Joint-Ventures mißbrauchen. 

Jetzt drängt die chinesische Regierung 
auf Einhaltung des Arbeitsrechts. Zuständige 
Beamte aber fürchten, daß strengere Maßnah- 
men abschreckend wirken könnten. Auf aus- 
ländische Unternehmen ist China aber ange- 
wiesen. In den kommenden zehn Jahren wer- 
dennach Angaben aus dem Pekinger Arbeitsmi- 
nisterium allein in den Städten 66 Millionen 
ArbeiterInnen auf den Stellenmarkt drängen 

(IPS/Rajiv Chandra, Peking) 
akin-Pressedienst 
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‘Historischer Sieg auf dem Weg zu einem 
weltweiten Müllexport-Verbot’’? 


Von 400 Millionen Tonnen Müll, der jedes 
Jahr produziert wird, kommt 98 Prozent aus 
den OECD-Ländern. Die Müllexporteure er- 
schließen sich immer neue Märkte in den ar- 
men Ländern Asiens und Osteuropas. Einen 
historischen Sieg bedeutete daher die überein- 
stimmende Annahme eines völligen Verbots 
für den Export von Giftmüll von OECD-Län- 
dern in Nicht-OECD-Länder von der Konfe- 
renz der Baseler Konvention inderSchweiz am 
25 März. Eingeschlossen in das Exportverbot, 
das am 31. Dezember 1997 beginnen soll, ist 
auch der angeblich oder tatsächlich für die 
Aufarbeitung bestimmte gefährliche Müll. 

Eine Schlüsselentscheidung des Euro- 
päischen Ministerrates brachte alle EU-Staaten 
am 24. März in die Front der Unterstützer des 
Müllverbots eingeschlossen die Hauptmüllex- 
porteure Deutschland und Großbritannien. Die 
einzigen Staaten, die in letzter Stunde gegen 
das Verbot opponierten, waren Australien, 
Kanada und Japan. Die Vereinigten Staaten, 
die nicht zur Baseler Konvention gehören, be- 
mühten sich intensiv, das Müllverbot zu 
unterminieren. 

“Die Entscheidung der Baseler Kon- 
vention”, sagte Kevin Stair von Greenpeace, 
“ist ein Grenzstein in den internationalen Ver- 
wicklungen, in der die Demokratie eine 
Handvoll von reichen Staaten besiegte, die bis 
diese Woche die allgemeine Empörung über 
ihre Müll-Expansion in den Süden und nach 
Osteuropa ignorierten. Diesmal konnten die 
reichen Länder nicht die Entscheidung bestim- 
men. Sie lernen, wie es ist, wenn man eine 
Minorität ist” 

Hinsichtlich der Einhaltung der Abma- 
chung gab sich Stair optimistisch: “Das letzte 
Loch, das unter dem Etikett der Wiederaufar- 
beitung den Müllexport ermöglichte, ist jetzt 
geschlossen worden. Es wird jetzt eine neue 
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Periode beginnen, in der die Müllvermeidung 
undeine saubere Produktion vorankommt. Diese 
Entscheidung wird die reichen Staaten zwin- 
gen, volle Verantwortung für ihre Müllproduk- 
tion zu übernehmen, anstatt den Müll zu ihren 
Nachbarn zu bringen. Das war die eigentliche 
Absicht dieser Konvention und wir haben es 
heute endlich erreicht.” Stairs warnte aller- 


. dings auch vor übertriebenem Optimismus und 


kündigte an, daß Greenpeace die Situation 
ständig überwachen werde. 

Nach gegenwärtigem Stand ist zu be- 
fürchten, daß der Giftmüll in Zukunft über die 
Staaten exportiert werden wird, die sich der 
Abmachung nicht angeschlossen haben: Au- 
stralien, Kanada und die USA. 

(nach Greepeace-Information) 


graswurzel 
revolution 


Seit über 20 Jahren und jeden Monat neu 
Die Graswurzelrevolution (GWR]): 
anarchistisch, gewaltfrel, antisexistisch 


Superqualiahr 
In der GWR zu lesen: Wir haben keine Wahl / militäri- 
sche und gewaltfreie Interventionen in Bosnien / Volker 
Rühe ist beleidigt / Antirassistische Telefone / Kurt Wof- 
ner erzählt von Querdenkern unterm Stahlhelm / Ver- || 
gessene Kriege im Kaukasus / Mexiko: Rebellion im 
“Land des Frühlings” / Kampagne "Stoppt Nazi-Zei- 
tungen” / Anarchismus und die Gewaltfrage / Sexuelle 
Gewalt gegen Jungen / Die Anti—- AKW- Bewegung ist 
wieder da: schlanker, fröhlicher und mit Mut zum Er- 
folg / Antifaschismus und die Rechte der Tiere: Wie ei- 
ne Gesellschaft mit den Tieren umgeht, offenbart viel 
über ihr wahres Gesicht / u.v.a.m. 
Schnupperabo (4 Ausgaben) gibt es 
gegen Einsendung eines 10 DM- Scheines an 
GWR, Kirchstr. 14, 29462 Wustrow 


Für eine gewaltfreie und 
herrschaftslose Gesellschaft 


21 


Müll-Export nach Russland 
Giftiger Müll aus Westeuropa verwüstet die russische Umwelt 


Moskau. Unter den gegenwärtigen Bedingun- 
gen wird sich Rußland in eine Müll-Kolonie 
des westlichen Europas verwandeln, es sei 
denn, es wird ein sofortiges Verbot von 
Müllimport und -export erlassen. Das war das 
Ergebnis einer kürzlichen Studie von Green- 
peace Rußland über die Versuche von westli- 
chen Firmen, Giftmüll in die Republiken der 
früheren Sowjetunion zu exportieren. 

Damit hat Greenpeace einmal mehr 
den Punkt getroffen. Das zeigte sich drama- 
tisch, alseineparlamentarische Abordnung aus 
der Orenburg-Provinz im südlichen Ural im 
März der Umweltorganisation alarmierende 
Neuigkeiten übergab. 

Außerhalbderkleinen Stadt Svetly ste- 
hen 16 Eisenbahnwagen. Sie enthalten über 
1000 Tonnen Metallreste, in große Behälter 
verpackt. Einige von diesen Metallbehältern 
sind beschädigt und alle waren mit Schnee 


bedeckt. Wenn diese Ladung nicht vor dem _ 


Frühjahr abgedichtet würde, könnten die Rück- 
stände Ende März in die Gärten, Pflanzen und 
Teiche der Umgebung geschwemmt werden. 
Die Untersuchung von Greenpeace ergab, daß 
der Müll von einer in Israel registrierten Firma 


Stinwe Handelsvem von Frankreich über den’ 


Hafen Amsterdam nach Rußland transportiert 
wurde. Der Vertrag war mit einer russischen 
Wiederaufarbeitungsfirma Yuzhuralnikel ab- 
geschlossen worden. Die Behälter waren als 
industrielle Abfälle deklariert worden, die Nik- 
kelund Kobalt enthalten. Die Firma Yuzhural- 
nikel entdeckte dann, daß die Ladung neben 
Nickel und Kobalt hohe Konzentrationen von 
hochgiftigem Selen, Germanium, Arsenik und 
Blei enthielt und lehnte die Annahme der Lie- 
ferung ab. Die Lieferung sollte nun zurück an 
den Lieferanten gesendet werden. Die Firma 
Stinwe Handelsvem aber verzögerte den 
Rücktransport in der Hoffnung, ein anderes 
russisches Unternehmen zu finden, das die 
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Abfälle zur Aufarbeitung übernimmt. Bevor 
aber der Lieferant die Abfälle nicht offiziell 
zurück nimmt, will die Eisenbahn die Abfälle 
nicht transportieren und auch der Hafen von 
Rotterdam will sie nicht ausladen. Der 
Greepeace-AktivistOganes Targulian schreibt: 
“Man kann die Tage zählen, bis der Frühling 
kommt. Wenn die Ausschwemmung des Mülls 
beginnt, wird es schrecklich.” 

Der’Transport von Müll in die Orenburg- 
Provinz ist in Frankreich zum großen Skandal 
geworden, weil dies einer der ersten Fälle ist, 
in dem schlüssig klar ist, daß von Frankreich 
aus gefährliche Abfälle in Nicht-OECD-Län- 
der verschickt worden sind. In Russland bekam 
der Fall nur in einer Moskauer Zeitung Erwäh- 
nung - und dann nur deshalb, weil der Westen 
sich darüber erregte. 

Die beängstigende Tatsache ist, daß 
das Verschicken von gefährlichem Müll nach 
Rußland ein solcher Gemeinplatz geworden 
ist, daß es im Land kaum noch eine Notiz wert 
scheint. Die oben erwähnte Greenpeace-Studie 
führt 96 Vorschläge oder Versuche zur Ausfuhr 
von gefährlichem Müll zwischen 1987 und 
November 1993 an. Im März dieses Jahres 
wurden erneut 17 Versuche dokumentiert. In 
nur 13 Fällen seit 1987 war der Einsatz von 
Verbrennungsöfen und. Wiederaufarbeitungs- 
anlagen auf russischem Territorium vorgese- 
hen. 

Bei mindestens 50% von diesen Trans- 
porten und nicht weniger als 80% dieses Mülls 
waren deutsche Firmen beteiligt. Besonders 
häufig treten auch US-Firmen auf, andere Schul- 
dige sind aus anderen Ländern Westeuropas. 
Greenpeace hatden Nachweis für4000 Tonnen 
gefährlichen Mülls, darunter auch radioakti- 
vem Müll gefunden, der in der Zeit bis zum 
November letzten Jahres nach Rußland trans- 
portiert wurde. Die Organisation meint, daß 
diese nachgewiesene Menge “lediglich der 
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Gipfel der Berges ist, der mehr und mehr 
regulär nach Rußland verschifft wird.” 


Greenpeaceistbesonders betroffen über 


die “Aufarbeitungs”-Lieferungen, in die russi- 
sche Firmen verwickelt sind. “Aufarbeitung” 
ist oft nicht mehr als ein Etikett für das Aus- 
kippen von gefährlichen Materialien in die 
russische Umwelt. Es ist schwer denkbar, daß 
geradeinRusslandder Müll aufgearbeitet wird, 
wenn man bedenkt, daß russische Firmen an 
sich schon besondere Umweltverschmutzer 
sind. Für russische Firmen ist die Versuchung, 
sich an der Verschleuderung von Giftmüll zu 
beteiligen, enorm groß. Vielerussische Firmen 
haben Konkurs gemacht und für solche, denen 
von westlichen Müllfirmen die prompte Be- 
zahlung in westlicher Währung angeboten wur- 
de, war dies oft die Auswahl zwischen Überle- 
ben und Zusammenbruch. Eben inden Firmen, 
die überlebt haben, sind die Manager bereit, 
für Dollars und Deutschmarks auf den giftigen 


Handel einzugehen. Wie Greenpeace richtig 
sagt, ist das größte Problem bei der Verteidi- 
gung der russischen Umwelt das Vorherrschen 
einer Mentalität unter den “neuen” Unterneh- 
mern, die man im Satz zusammenfassen könn- 
te: “Pack alles an, was du kannst, dann geht es 
dir gut.” Die Tatsache, daß Rußland keine 
effektiven Sanktionen gegen den Transport von 
gefährlichem Müll hat, macht es für Leute, die 
die Verschmutzung für Profit betreiben, sehr 
leicht. 

“Rußland muß ein scharfes Gesetz 
schaffen, so bald als möglich”, argumentiert 
Oganes Targulian. “Es gibt eine Notwendig- 
keit für das Verbot von Müll-Import, von der 
Art, wieschon Gesetzeinbenachbarten Staaten 
geschaffen wurden. Der Müll muß sofort an die 
Lieferanten zurück geschickt werden.” 

Nach: KAS-KOR Labour Information, 
Education & Research Centre, (Cyrill A. 
Buketov, Renfrey Clarke) 


Nachtrag zur Zapata-Bewegung 


Von Carlo Jordan, der Ende März, Anfang 
April Mexiko und unter anderem auch Chiapas 
bereist hat, haben wir einiges mehr zum Hin- 
tergrund der Zapata-Revolte erfahren. Carlo 
Jordan zufolge ähneln die mexikanischen Ver- 
hältnisse in vielem der Situation im ehemali- 
gen Ostblock. Es gibt eine Einheitspartei, die 
"Partei der institutionalisierten Revolu- 
tion”’(PRI), zu der sich die verschiedensten 
revolutionären Strömungen in den zwanziger 
Jahren zusammengeschlossen haben. Ähnlich 
wie die kommunistischen Staatsparteien der 
Ostblockländer ist die PRI infolge ihrer 
unangefochtenen Rolle stark institutionalisiert 
und mit der Verwaltung und der Wirtschaft 
verfilzt. Allerdings ist sie nicht in der gleichen 
Weise dogmatisch erstarrt und terroristisch 
wie etwa die KPdSU. Ähnlich wie in der DDR 
gibt es eine Reihe von anderen Parteien, die, 
abgesehen von jüngsten Rebellionsversuchen, 
eine ähnlich triste Rolle spielen. Im Unter- 
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schied zum Ostblock gibt es auch einen sehr 
großen privaten Sektor in der Industrie. Neben 
den Ejidos, den gemeinschaftlich bewirtschaf- 
teten Indiodörfern, existieren zahlreiche wohl- 
habende Bauern und Großbauern, die, wie 
schon im Aufsatz im Januar-”telegraph” darge- 
stellt, über die besten Böden in den Tälern 
verfügen, während die Indios auf die schlech- 
ten Böden an die Berghänge verdrängt wurden. 
AusderZeitdes wilhelminischen Imperialismus 
und seiner Versuche, in Mittelamerika unter 
deutscher Protegie einen Kanal zu bauen, rüh- 
ren übrigens viele deutsche Ansiedler, die be- 
sonders in Chiapas zu den reichen Großgrund- 
besitzern gehören. 

Die politische Legitimation verschafft 
sich die “Partei der instutionalisierten Revolu- 
tion”, ähnlich wie die SED, über Wahlen, die 
nach allgemein bekannten Methoden gefälscht 
werden. Zum einen werden die Kaziken, die 


‚ Dorfältesten, real von der Einheitspartei be- 
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stimmt und benachteiligen Bauern, die nicht 
das richtige Wahlverhalten zeigen bei der jähr- 
lichen Verteilung der Böden und anderen in 
ihrer Macht liegenden Verwaltungsakten. Zum 
anderen ist die Bevölkerung nicht in europäi- 
scher Weise datenmäßig erfaßt und es besteht 
keine Melde- und Ausweispflicht. Daher kön- 
nen auf den Wahllisten viele tote Seelen ge- 
führt werden, diedann promptder Einheitspartei 
zugerechnet werden. Zum Dritten gibt es zu 
den Wahlen von der “Partei der institutiona- 
lisierten Revolution” organisierte Busfahrten, 
bei denen gegen ein kleines Handgeld Leute 
von Ort zu Ort gefahren werden und ihre Stim- 
me fünf- bis sechs- bis sieben mal für die 
Regierungspartei abgeben. Dieses Verfahren 
wird als “grazy mouse” bezeichnet. Mit diesen 
Methoden wird für die PRI etwa 80% Zustim- 
mung erreicht. } 
Wirtschaftlich hielt die PRI bisher die 
Stabilität ihres Regimes über staatliche 
Festpreise für landwirtschaftliche Produkte, 
u.a. Mais, Bohnen, Bananen und Kaffee (auch 
das war in den Ostblockländern ein beliebtes 
System, das nach und nach zum Ruin der 
Staatshaushalte führte). Wegen dieser künst- 
lichhoch gehaltenen PreisekonntendieEijidos, 
obwohl sie die unfruchtbarsten Böden umfas- 
sen, einigermaßen akzeptable Lebensverhält- 
nisse für die armen Bauern sichern. Über die 
Verwaltung dieser staatlichen Aufkaufstellen 
und die dabei abfallenden Pfründe erhielt sich 
die Einheitspartei auch die Loyalität der 
Kaziken. Offenbar wegen der wachsenden 
Staatsschulden und dem Druck des Internatio- 
nalen Währungsfonds, aber auch um dem indu- 
strialisierten Norden Wettbewerbsvorteile in 
den USA zu verschaffen, schloß die mexikani- 
sche Regierung das Nafta-Abkommen mit den 
USA und Kanada ab und hob im Gegenzug die 
Festpreise für Landwirtschaftliche Produkte 
auf. Das wurde zum Anlaß für die Revolte der 
Zapata-Armee. Daß auch darüber hinaus die 
Verhältnisse der ländlichen Bevölkerung in 
Chiapas nicht ideal waren, z.B. in weiten Tei- 
len des Landes weder Krankheitsversorgung 
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noch Schulsystem existierte, wurde in dem von 
uns abgedruckten Flugblatt der Zapata-Armee 
bereits geschildert. 

Daß das von der Regierung jetzt einge- 
führte neoliberale System zum Ruin der 


 Landbevölkerung und zur Destabilisierung des 


Landes führt, ist klar und wird auch in Mexiko 
von allen Einsichtigen befürchtet. Nach der 
Ermordung des Präsidentschaftskandidaten der 
PRI am 23. März wird von vielen das Gespenst 
der gewöhnlich sehr blutigen mexikanischen 
Bürgerkriege und die Gefahr eine “Jugosla- 
wisierung Mexikos” beschworen. Ob die 
Wiedereinführung der staatlichen Aufkauf- 
preise allerdings die Situation retten kann, ist 
sehr fraglich. Die internationale Verschuldung 
Mexikos würde dadurch nur noch weiter stei- 
gen. Am ehesten ist der Konflikt durch die von 
den Zapatisten geforderte Bodenreform zu lö- 
sen, durch die die Eijidos in die Lage gebracht 
würden, Gewinne zu erwirtschaften. Diesem 
Gedankenhaben alle Parteien, auch die“ Partei 
der institutionalisierten Revolution” und übri- 
gens sogar der Präsident zugestimmt. Dies 
dürfe aber, hieß es, nicht mit Mitteln der Ge- 
walt erreicht werden. Allerdings fehlt es den 
Parteien an anderen Mitteln und wohl auch am 
Willen zur Ausführung. 

Kaum bekannt geworden ist, daß die 
Zapata-Armeekürzlich die Verhandlungen mit 
der Regierung abgebrochen hat - weil die Re- 
gierung nicht einmal ihreigenes Personal absi- 
chern könne. Carlo Jordan erzählt, daß die 
wenigen Straßen von Chiapas und besonders 
die Aufstandszentren wie Ococingo, San 
Christobal und Los Margaritas von Armeeein- 
heiten buchstäblich belagert werden. Zeitwei- 
se werde man auch als Tourist in jeder zweiten 
Gasse kontrolliert und das Auto werde 
durchwühlt. Zur Normalität zählt es mittler- 
weile, daß täglich Häuser nach Waffen und 
anderen gefährlichen Gegenständen durchsucht 
werden. Die Oppositionsparteien, aber auch 
Teile der PRI befürworten als einen Ausweg 
aus der politischen Sackgasse im August Wah- 
len ohne Wahlfälschungen. Es wird nach der 
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L ns ein Fest feiern! 


Vor einem Jahr 
haben wir in Peenemünde ein Schiff besetzt, um auf den größten staatlichen Waffenhandel der 
letzten Zeit aufmerksam zu machen. 

Seit einem Jahr 

versuchen wir, die Verantwortlichen in Regierung und Wirtschaft zu benennen und auf sie 
einzuwirken, um diesen Deal zu stoppen. 

In diesem Jahr 

wollen wir auf einem Friedensfest zeigen, daß wir nicht lockerlassen, daß uns die Mühlen der 
Bürokratie nicht zermahlen werden. Neustadt/Holstein bietet sich an: 

Dort werden 1660 indonesische Marinesoldaten durch deutsche Militärs ausgebildet. In diesem 
Hafen liegen derzeit auch zwei der 39 Kriegsschiffe der DDR-Marine, die nach Indonesien ge- 
liefert werden. Und die Howaldt-Werft im benachbarten Kiel baut die dazugehörigen U-Boote. 


Unsere Aktionen haben viele Leute aufgerüttelt und diese Rüstungsexportpraxis und auch die 
Gewöhnung an sie angeklagt. Noch haben wir es nicht geschafft, die Schiffe zu verschrotten. 
Diese Verbrechen werden WIR NICHT DULDEN. 
Deshalb KOMMT ZU UNSEREM FRIEDENSFEST! 
Wir werden ein öffentliches Bekenntnis geben, daß wir nicht mehr mitspielen. Unsere ersten 
Vorstellungen sind bisher: 
+ Konzerte + Theater + Trommeln + Blutspendeaktion für Opfer deutscher Rüstungsexporte + 
Streitgespräche mit Politikern, Künstlern, Menschen (Podiumsdiskussion ist organisiert)+ 
Timor und kein Trupp stellt seine Arbeit vor + Filme zu Indonesien / Peenemündeaktion / 
Deutsche Rüstungsexporte...+ Darstellungsmöglichkeiten der interessierten Gruppen + 

Wir möchten ein Programm erstellen, daß allen Gruppen die Möglichkeit gibt, sich und 
ihre Arbeit vorzustellen. Um diethematischen Schwerpunktekoordinieren zukönnen, benötigen 
wir schnellstens Eure Rückmeldungen über Eurer Interesse und vor allem Eure eigenen Ideen. 
Es ist uns wichtig, Euch alle einzuladen, um nicht nur unser Thema (Waffenexporte nach 
Indonesien) zu behandeln, sondern auch die vielen anderen Widersprüche, die doch alle so 
ähnlich sind - weil sie derselben Machart sind, derselben Handschrift, derselben Konsequenz 
- aber doch leider viel zu selten gemeinsam behandelt werden. 


Friedensfest: Pfingstsamstag, 21. Mai 1994, 14.00 Uhr, in Neustadt/Holstein 


Info-Veranstaltung über die bevorstehende Aktion und über den neusten Stand des 
Waffendeals (mit Film vom letzten Jahr in Peenemünde) 


Donnerstag 12. Mai 94: Umweltbibliothek Berlin - 20 Uhr Schliemannstr. 22 


Kontakt: Timor und kein Trupp c/o Zimmerman Maxim-Gorki-Str. 61; 01129 
Dresden; Tel/Fax: 0351/52749 
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Kontrolle durch internationale Beobachter ge- 
rufen. Abgesehen von der Frage, ob Wahlen 
und ein Karussell der Ämter an den wirtschaft- 
lichen Fakten und den politischen Strukturen 
viel ändern können, ist unklar, wie internatio- 
nale Beobachter Wahllisten überprüfen wol- 
len, auf denen etwa 20% bis 30% tote Seelen 
stehen oder die zahlreichen anderen Methoden 
der Wahlfälschung hintertreibenkönnen, wenn 
sie nicht einmal die zahlreichen Indiosprachen 


beherrschen. 
W. Rüddenklau 


Trotz abgesagtem Fußballspiel: 


Ein paar ganz liebe 
Glückwünsche zur 
Hochzeit 
von der Schliemannstr. 39 
für Fussel und Katha 


nach 

Mambolo in Sierra Leone. 
Viel Spaß noch in der Roseba-Klinik beim 
Entwickeln und Missionieren wünschen ganz 
revolutionär (man liest gar nix von Euch?) 


Ekki, Torschti und Rüddi 


Faschisten machen bundesweit mobil 
für den 20. April 


Die Freude war groß unter den beteiligten 
Gruppen gegen das Fußballänderspiel am 20. 
April, als der englische Verband aus Sicher- 
heitsbedenken das Spiel absagten. Doch ist die 
Freude getrübt durch den Sachverhalt, daß die 
Faschisten auch ohne das Spiel weiter mobil 
machen fürdiesen Tag - Hauptziel: Reichshaupt- 
stadt. 

Dem “Nationalen Infotelefon” zufolge 
gäbe es einen Buskonvoi nach Berlin der je- 
doch seit Wochen ausverkauft sei. Die engli- 
sche Anti-Antifa-Organisation “Combat 18” 
(18 steht für Adolf Hitler) sollnach Informatio- 
nen des englischen Antifa-Magazin “Search- 
light” ab dem 16.04. in Berlin sein. In verschie- 
denen deutschen Städten führen die Nazis groß 
angelegte Vorbereitungstreffen durch, so am 
12.04 in Fulda. 

Für den 16.04. ist von Faschisten in 
Neubrandenburg ein Überfall auf das dortigen 
Jugendzentrum angekündigt worden, manrech- 
net mit ca. 400 Nazis (weitere Informationen 
waren bei Redaktionsschluß nicht bekannt). 

Das bisher spektakulärste Nazitreffen 
im Vorfeld fand am 11.04.94 in Berlin- 
Grunewald auf einer kleinen Havelinsel (Zu- 
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Psychopath Karl Polacek 
gang nur mit einer kleinen Personenfähre) un- 
ter massiver Überwachung von Zivilpolizei 
statt. Laut Staatsschutz wurde diese Veranstal- 
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tung von der FAP angemeldet. Sie fand als 
geschlossenen Veranstaltung auf dem einzigen 
Haus der Insel Lindwerder (gegenüber vom 
Grunewaldturm), einer Gaststätte statt, sodaß 
die Polizei nach eigener Aussage keine Hand- 
habe zum Einschreitenhatte. Tatsächlich, han- 
delte es sich hierbei um ein Bundesparteitag 
der FAP auf dem über Anti-Antifa und ihrem 
diesjährigen 1.Mäi-Aufmarsch gesprochen 
wurde. Anmelder soll der ausgewiesenen und 
immer noch mit Einreiseverbot belegte Öster- 
reicherund FAPler Karl Polacek gewesen sein. 

Auf dem Treffen befanden sich cirka 
400 Personen, mehrheitlich aus dem Raum 
Rhein/Main, Osnabrück und natürlich Berlin; 
aber auch Vertreter der schweriner "Nationa- 
len Liste", der "Deutschen Nationalisten" Fa- 
schisten der "Dänischen Nationalsozi- 
alistischen Bewegung" und französische Rech- 
te. Unter den Anwesenden können einige zum 
aktiven Anti-Antifa-Kem gezählt werden. 

Der stellvertretende Bundesvorsitzende 
derFAP, Siegfried Borchart (SS-Siggi), bestä- 
tigte gegenüber der "TAZ" die Anwesenheit 
der ausländischen Faschisten und bekräftigte, 
daß man auch diese Jahr wieder am 1. Mai in 
Berlin marschieren werde, da die Masse der 
Mitglieder der FAP in Berlin und Umgebung 
wohne. 

Während 1992 ein Aufmarsch-Ver- 
such am Thälmann-Denkmal in Berlin- 
Prenzlauer Berg durch massiven antifa- 
schistischen Widerstand verhindert werden 
konnte, marschierte die FAP 1993 unter star- 
ken Polizeischutz durch Berlin-Lichtenberg. 

Anlaß zum Eingreifen im Grune wald, 

sah die Polizeierstbeider Antifa-Mobilisierung 
gegen das Treffen gegen 19.00 Uhr. Als sich 
die erste größere Gruppe Antifas dem Fähr- 
Anlege-Steg näherte (die Fähre war wegen 
“geschlossener Gesellschaft” außer Betrieb), 
wurde die Staatsmacht aktiv und sandte binnen 
kurzer Zeit zwei Hundertschaften Polizei. Doch 
sie fanden nureinige, ihrer Luft beraubte Fahr- 
zeuge und saure Nazis vor, die immerhin bis 
etwa 23.00 Uhr brauchten, um ihre Miet- 
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Hinter den Kulissen... 


Faschistische Aktivitäten 


Eine Broschüre über 
Hintergründe und 
Vordergründe der 

Brandenburgischen 

Neonaziszene. 


Mit Berichten über: 


Cottbus - Königs-Wuster- 
hausen - Luckenwalde - 
Potsdam - Brandenburg - 
Rathenow - Wittstock - 
Oranienburg - Schwedt - 
Eberswalde - Strausberg - 
Frankfurt/Oder 


Bestelladresse: 


L. Meyer 

c/o Hinter den Kulissen 
Gneisenaustraße 23 
10961 Berlin 


Preis: 4 DM + Porto 1.50 DM 
[nur gegen Vorkasse) 


EREETEREE 


telegraph 4/93 


Kleinbusse wieder fahrfähig zu bekommen. 
Infolgedessen errichtete die Polizei an beiden 
Endender Havel-Chaussee Straßensperren und 
wies jedes Auto ab, das ihrer Meinung nach 
dort nichts zu suchen hatte. Somit gewährlei- 
steten sie den sicheren Abzug der Terror-Fa- 
‚schisten. 

Für den 18.04.94 hatte eine “Freie 


Wählergemeinschaft (FWF) eine Kundgebung 


am Brandenburger Tor gegen die Verpackung 
des Reichstags angemeldet. Hierbei handelt es 
sich jedoch um eine getarnte FAP-Veranstal- 
tung. Diese Anmeldung wurde zurückgezogen. 
"Andernfalls" so Polizeisprecher Schulz ge- 
genüber der "TAZ", "hätten wir sie verboten.” 
Die Berliner Antifa-Gruppen sind je- 
doch vorbereitet und erwarten sowohl den 18/ 
19/20.04. als auch den 01. Mai gelassen. 
Daniel Düsentrieb 


Die Neue Rechte 
Eine Einführung 


Nach dem enttäuschenden Ergebnis der NPD 
bei der Bundestagswahl 1969 - mit 4,3 % 
verpaßtesieknapp den schon sicher geglaubten 
Einzug in den Bundestag - brachen die seit 
langem schwelenden Differenzen innerhalb der 
Partei für jeden sichtbar auf. Aus der offenen 
Rebellion vor allem jüngerer Parteimitglieder 
gegen die Parteiführung entstand die soge- 
nannte “Aktion Neue Rechte” (ANR). Der 
Vorstand unter Adolf von Thadden versuchte 
1970 diese Gegenbewegung durch die Grün- 
dung der “Aktion Widerstand” zu neutralisie- 
ren und die jungen Palastrevolutionäre wieder 
“auf Kurs” zu bringen. Die Folgen für die 
Partei waren verheerend, der Auflösungsprozeß 
beschleunigte sich nur noch und die radikal- 
aktionistischen Gruppierungenlöstensichend- 
gültig von der NPD. 

Es bildeten sich in der Folgezeit in der Bundes- 
republik vier rechte Hauptströmungen heraus. 
Zunächst einmal die NPD selber, einschließ- 
lich ihrer Nebenorganisationen. Zweitens die 
Deutsche Volksunion (DVU) um den Münch- 
ner Verleger Dr. Gerhard Frey. Drittens 
neofaschistische Parteien und Gruppierungen, 
wie zum Beispiel die von Michael Kühnen 
gegründete und 1983 vom Bundesinnenminister 
wegen Verfassungsfeindlichkeit verbotene 
“ Aktionsfront Nationaler Sozialisten/Nationa- 
le Aktivisten” (ANS/NA) oder die 1978 von 
Martin Pape gegründete “Freiheitliche Deut- 
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sche Arbeiterpartei” (FAP). 
Die vierte Gruppe schließlich wird von der 
sogenannten “Neuen Rechten” gebildet. 


Das Ziel der Neuen Rechten 


Der Formierungsprozeß der “Neuen Rechten” 
wurde unterstützt durch den Zusammenschluß 
rechter intellektueller Zirkel, die Ende der 
sechziger, Anfang der siebziger Jahre in der 
Bundesrepublik entstanden waren. In ihnen 
entwickelten unter anderen so prominente 
Rechtskonservative wie Henning Eichberg, 
Gerd-Klaus Kaltenbrunner, Wolfgang Strauss 
und Armin Mohlerihre Theorien zur“geistigen 
Erneuerung. sittlichen Erneuerung, Kulti- 


Er 


Armın Mohler 
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vierung der demokratischen Staatsform, zum 
organischen Sozialismus, zur nationalen 
Wiedergeburt Deutschlands und zur Einigung 
Europas” mitdem Ziel, “die theoretische Basis 
für ein neues Denkgebäude zu schaffen”. In die 
Fundamente dieses “Denkgebäudes” gingen 
nationalrevolutionäre Ideen - unter anderem 
abgeleitet von den Theorien führender Vertre- 
ter der “Konservativen Revolution” der 
Weimarer Republik wie Möller van denBruck, 
Niekisch, die Gebrüder Strasser, - ebenso ein, 
wie sozialdarwinistische Ansätze (Spengler), 
konservative Staatstheorien (Carl Schmidt), 
rückwärts gewandte Nationalökonomie (Wer- 
ner Sombart, Ottmar Spann) sowie ein “moder- 
nisierter”’ Rassismus (Elitedenken). 

Die Strategieder “Neuen Rechten” wurde 1969 
vonGerd Waldmann schlüssig herausgearbeitet, 
der damit auch das politische Aufbegehren der 
Jahre 67 und 68 in der Bundesrepublik 
reflektiert, das viele Rechtskonservative als 
“kulturelle Hegemonie von Links” empfanden: 
“Mit den Mitteln der Linken müssen wir die 
linke Unruhe nach rechts umfunktionieren. 
Rechts: Das muß in Zukunft heißen: nicht 
reaktionär, sondern fortschrittlich; nicht bür- 
gerlich, sondern sozialrevolutionär; nicht 
antiintellektuell, sondern bewußte Ein- 
beziehung der Rationalität in die Politik; nicht 
staatsnationalistisch, sondern im Sinne eines 
modernen europäischen Nationalismus.” 
Thora Ruth, eine Apologetin dieser “Neuen 
Rechten” drückte es 1972 in der in Argentinien 
erscheinenden Nazi-Postille “La Plata Ruf” so 
aus: “Wir müssen unsere Aussagen so gestal- 
ten, daß sie nicht mehr ins Klischee des Ewig- 
Gestrigenpassen. (...)InderFremdarbeiterfrage 
etwa erntet man mit der Argumentation "Die 
sollen doch heimgehen’ nur verständnisloses 
Grinsen: Aber welcher Linke würde nicht zu- 
stimmen, wenn man fordert: Dem Großkapital 
muß verboten werden, nur um des Profites 
willen, ganze Völkerscharen in Europa zu ver- 
schieben. Der Mensch soll nicht zur Arbeit, 
sondern die Arbeit zum Menschen gebracht 
werden. Der Sinn bleibt der gleiche: 
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“Fremdarbeiter raus’. Die Reaktion der Zuhö- 
rer aber wird grundverschieden sein.” | 
Es galt also, eine alte Ideologie so zumoderni- 
sieren, daß manmitihrlangfristig dieengagier- 
te Jugend gewinnen konnte, die “kulturelle 
Hegemonie” wiedergewinnen konnte. (Der 
Begriff ist - nebenbei bemerkt - bei Antonio 
Gramsci entlehnt und für das neurechte 
Gedankengebäude passend gemacht worden.) 
Die politische Entwicklung der Bundesrepu- 
blik in der Mitte der siebziger Jahre wurde 
zunehmend komplizierter. Die politische Krise 
äußerte sich zum Beispiel in den nach anfäng- 
lichen Erfolgen stagnierenden Ost-West-Be- 
ziehungen, inder Verschärfung der Gesetze zur 
Inneren Sicherheit vor dem Hintergrund der 
Aktivitäten der RAF und kulminierte schließ- 
lich im Rücktritt Willi Brands 1974. Die öko- 
nomische Krise war gekennzeichnetdurch zahl- 
reiche Firmenzusammenbrüche und eine stei- 
gende Arbeitslosenzahl. In dieser Situation 
zeigte sich, daß die Denkmodelle der Neuen 
Rechten durchaus tragfähig waren. Zahlreiche 
theoretische Organe entstanden, auf die Grün- 
dung einer neuen Sammelparteipartei wurde 
aber verzichtet. Die Zersplitterung der Rech- 
ten, als “Vielfalt” umgedeutet, machte man 
sich taktisch zunutze. So bildeten sich mehrere 
kleinere Organisationen. Zu den Neu- 
gründungen gehörten die “Sache des Volkes/ 
Nationalrevolutionäre Aufbauorganisation” 
(SdV/NRAO) , die “Solidaristische Volks- 
bewegung” (SVB) oder die “Grüne Liste 
Umweltschutz”. 

Ende der siebziger Jahre verlagerte sich der 
Schwerpunkt auf die “Aktualisierung des Na- 
tionalismus als zukünftige gesellschaftlichen 
Integrationsfaktor”.Großdeutschland als Vision 
wird nun in den Mittelpunkt neurechter 
Publizistik gerückt. Das schließt die Wieder- 
vereinigung von Bundesrepublik, DDR, Öster- 
reich und Südtirol ein. Von elementarer Be- 
deutung war in diesem Zusammenhang die 
Herausgabe der “Geschichte der Deutschen” 
durch den Historiker Professor Helmut Diwald 
im Jahre 1978. Dieses Buch gilt als “eine der 
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Hauptstützen für die Entlastung des National- 
sozialismus von Massenverbrechen”. Diwalds 
Buch löste den sogenannten Historikerstreit 
aus, der bis 1986 die bundesdeutsche Öffent- 
lichkeitbeschäftigte. Historikerund Publizisten, 
vor allem Ermst Nolte (Professor an der FÜ 
Berlin) und Joachim Fest (Mitherausgeber der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung) stellten die 
Einzigartigkeitdes verwalteten Massenmordes 
an den Juden in Abrede und verglichen in 
unzulässiger Weise Stalinismus und deutschen 


. ven 


BRLLEH 


Ernst Nolte 


Faschismus. Ihnen traten unter anderem die 
Professoren Jürgen Habermas, KurtSontheimer 
und Eberhard Jäckel, ebenfalls ausgewiesene 
Historikerund Politologen, entgegen. Diese, in 
diesem Streit erstmals öffentlich gewordenen 
revisionistischen Tendenzen in der deutschen 
Geschichtsschreibung finden sich in derNeuen 
und in der Alten Rechten bis heute. 


Die Ideologie der Neuen Rechten 


Die Entwicklung der Neuen Rechten in der 
Bundesrepublik ist eng verknüpft mit der Neu- 
en Rechten in Frankreich (Nouvelle Droite). 
Verbindungsmann ist der 1920 in der Schweiz 
geborene Armin Mohler, Kriegsfreiwilliger, 
ehemaliger Privatsekretär Ernst Jüngers, nach 
1945 Mitarbeiter mehrerer Zeitungen, Berater 
von Franz-Joseph Strauß und von 1964 bis 
1985 Geschäftsführer der Carl-Friedrich-von- 
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Siemens-Stiftung. Mohler zählt zu den Vätern 
der Nouvelle-Droite-Organisation GRECE - 
1968 in Nizza gegründete Denkfabrik - und gilt 
seit zwanzig Jahren als guter Freund des fran- 
zösischen rechten Chefideologen Alain de 
Benoist. Es muß dazu gesagt werden, daß das 
französische neurechte Denkgebäude bereits 
Anfang der sechziger Jahre ein, verglichen mit 
der Bundesrepublik, hohes theoretische Ni- 
veau erreicht hatte. Die französische Seite pro- 
fitierte vom deutschen Erbe der“konservativen 
Revolutionäre” des Berliner Juni-Clubs aus 
den Zeiten der Weimarer Republik, das sie 
aktualisierte und in die Bundesrepublik zurück 
exportierte. Armin Mohler verfolgte seiner- 
seits das Ziel, einen Teil des konservativen 
Lagers zu radikalisieren, um der Neuen Rech- 
ten in diesem Spektrum neue Anhänger gewin- 
nen zu können. Dabei kommt ihm das Ideengut 
von Benoist gerade recht. Der macht mobil 
gegen die “Grundirrtümer” der “westlichen” 
Zivilisation: gegen “Liberalismus, Marxismus 
und Judeo-Christentum” - zusammengefaßt 
unter dem Schlagwort “Egalitarismus”. Allein 
der Wille zur Macht bilde den einzigen 
Legitimationsgrund für die Säuberung des po- 
litischen Terrains von “weißem (amerikani- 
schem-d.A.)undrotem Kommunismus. Benoist 
kennt ausschließlich natürliche Hierarchien, 
“gemeinschaftliche (sprich: völkische) Identi- 
tät” und Eliten. Dahinter steht ein in 
sozialdarwinistischer Weise aus der biologi- 
schen Anthropologie (Lorenz, Eibl-Eibesfeld) 
destillierter sogenannter “B io-Humanismus”, 
derdenMenschen“primärals (triebbestimmtes) 
Naturwesenmitunveränderlichen, angeborenen 
Eigenschaften” (Lothar Penz 1971) sieht. Die 
so definierte “natürliche Ordnung” wird zum 
“moralischen Kern des Neuen Nationalismus”, 
und schließlich der Nationalismus zum “biolo- 
gischen Grundprinzip” erhoben. Die in diesen 
Vorstellungen auch enthaltene “Lebensschutz- 
Konzeption” verband sich übrigens in den spä- 
ten 70er Jahren zwanglos mit “wertkonser- 
vativen” Vorstellungen der bundesdeutschen 


Ökologie-Bewegung. 
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Auf dem biologistischen Postulat der “Ver- 
schiedenheit der Menschen” basieren auch die 
wirtschaftspolitischen Überlegungen der Neu- 
en Rechten die unter dem Schlagwort 
“Antikapitalismus” für viel Verwirrung unter 
Linken sorgten - und sorgen. Geht man diesem 
Schlagwort jedoch nicht auf den Leim, so stellt 
sich bald heraus, daß sich hinter dem 
“ Antikapitalismus der Neuen Rechten” nichts 
anderes verbirgt als die Vorstellung von einer 


Gesellschaft, in der unter dem “Primat der- 


Politik”, das den außen- und binnen- 
wirtschaftlichen Rahmen setzt, sich imInneren 
eine hierarchisch gegliederte, korporative 
Wirtschaftsordnungetabliert. Das aber istnichts 
anderes, als die mittelalterliche Ständeordnung 
und Manufakturwirtschaft katholischer Prä- 
gung. Diese, von neu-rechten Theoretikern oft 
als “volkssozialistisch” bezeichneten Wirt- 
schaftsmodelle haben eines gemeinsam: Klas- 
sen- und Schichtwidersprüche innerhalb des 
“Volkes” werden zugunsten mehr oder weni- 
ger “volksgemeinschaftlicher” Vorstellungen 
sozialer Gerechtigkeit (Stichwort: “Leistungs- 
gemeinschaft”) ignoriert. 
Das biologistische Weltbild der “Neuen Rech- 
ten” liefert aber auch den Hintergrund für den 
Europa-Nationalismus, der in ihren Schriften 
häufig zutage tritt. Zentraler Begriff ist hier, 
das sogenannte “occidentale Syndrom”, wor- 
unterlediglich die “historisch erwiesene Über- 
legenheit der europiden Rasse” zu verstehen 
ist. Dieses “Erbe”, das sich in wissenschaftli- 
cher Rationalität und technischem Fortschritt 
zeige, gelte es, gegen “spätkapitalistische 
Technokratie, linken und reaktionären 
Kulturpessimismus” zu verteidigen und in ei- 
nem “voluntaristischen Akt (einen Willensakt 
-d.A.)” die “zurückgebliebenen Gesellschafts- 
strukturen” dem “bisherigen Fortschritt der 
spezifischen Rationalität unserer weißen Zivi- 
lisation” anzupassen (Zitate: Henning Eichberg 
1967). 
Alle Probleme der modernen Industrie- 
gesellschaft werden von den Ideologen der 
Neuen Rechten auf ein Grundproblem zurück- 
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geführt: der Mensch behandle den Menschen 
nicht so, wie er wirklich sei, sondern so, wie er 
ihn auf Grund der egalitären Ideologie gerne 
hätte. Dadurch würde eine weltweite Einheits- 
kultur geschaffen, ohne angebliche biologische 
Grundlagen zu beachten. Hans Burkhard for- 
muliert dieses Problem aus der Sicht eines 
neurechten Psychologen so: “Die Gleich- 
heitsgläubigen treiben ein Trugspiel. Sie sind 
in Wahrheit identisch mit den Gleichmachern. 
Sie sehen die Gesichter der Menschen nicht, 
sehen nicht, daß jederein anderes, sein eigenes 
Gesicht hat - und damit selbstverständlich an- 
ders ist als die anderen. Das wichtigste ist 
ihnen unwichtig (das Persönliche nämlich) ...” 
Was hier individuelle zwischenmenschliche 
Beziehungen widerspiegelt, wird vonden Neu- 
en Rechten auch auf die Ebene des Zusammen- 
lebens der Völker projiziert. Dies wird im 
neurechten faschistischen Weltbild mit dem 
Schlüsselbegriff “Ethnopluralismus” bezeich- 
net. Ethnopluralismus beinhaltet statt einem 
gleichberechtigen Nebeneinander der Völker 
die Apartheid ‚schließt Ausländerfeindlichkeit 
und Fremdenhaß ebenso ein, wie die rassist- 
ischen Forderungen des “Schutzbundes für das 
deutsche Volk” und die Formel: “Rassen- 
vermischung ist Völkermord”. 


Die Taktik der Neuen Rechten 


Die bundesdeutsche Neue Rechte übernahm 
nicht nur die Ideologie sondern auch die Taktik 
der Nouvelle Droite, in die Lager der neo- 
konservativen Ideologieplanereinzudringenund 
deren Diskurs zu beeinflussen. Dies gelang ihr 
bis hinab in die Leitartikel der FAZ, beim 
Historikerstreit und selbst bei der Kontroverse 
um die Modermisierung der CDU (sic!): 
Politikveränderung durch Beeinflussung des 
intellektuellen, politischen und kulturellen 
Milieus. Auch in der Bundesrepublik entwik- 
kelten sich rechte Denkfabriken (think trusts) 
nach französischem Vorbild. Direkter Partner 
von GRECE ist das THULE-SEMINAR in 


Kassel/Tübingen. 


telegraph 4/93 


Das THULE-SEMINAR hat bereits einen Vor- 
gänger. Der 1912 in Norddeutschland gegrün- 
dete Germanenorden, eine antisemitische 
Geheimloge, nannte sich 1918 in Thule-Ge- 
sellschaft um. Zum Kreis der Thule-Gesell- 
schaft gehörten später führende National- 
sozialisten wie Julius Streicher, Rudolf Hess 
und Alfred Rosenberg. Nach der Gründung der 
Deutschen Arbeiterpartei 1919 zog AdolfHitler 


die Mitglieder der Thule-Gesellschaft in seine _ 


neue Partei hinüber... 
Das THULE-SEMINAR wurde 1980 gegrün- 
det und orientiert sich einerseits an der franzö- 
sischen Neuen Rechten und andererseits am 
germanischen Heidentum. Unter der Tarnbe- 
zeichnung “Arbeitskreis für die Erforschung 
und das Studium der europäischen Kulture.V.” 
funktioniert das THULE-SEMINAR als einer 
der wichtigsten intellektuellen Zirkel der Neu- 
en Rechten. Geleitet wird das SEMINAR von 
dem Franzosen Pierre Krebs, der von sich 
selbst sagt, einer der bedeutendsten Theoreti- 
ker des neuen Faschismus zu sein. Die 
Existenzberechtigung für eine solche Einrich- 
tung wie das THULESEMINAR wird abgelei- 
tet von der Interpretation der heutigen Welt als 
Entwurzelung jeglicher Kultur, Entfremdung 
der Wesensart, Atomisierung des Menschen, 
Nivellieren der Werte, Uniformität des Le- 
bens”. Das theoretische Rüstzeug wird unter 
anderem den Werken von Friedrich Nietzsche, 
Oswald Spengler (“Der Untergang des Abend- 
landes’”’) und von Konrad Lorenz, dem bekann- 
ten Verhaltensforscher und Sozialdarwinisten 
entnommen. Darüber hinaus wird unmittelbar 
an die Pläne Otto Strassers zum Aufstieg Euro- 
pa zur dritten Weltmacht angeknüpft. Unmit- 
telbar verbunden mit dem THULE-SEMINAR 
sind der Grabert-Verlag und der Hohenrain- 
Verlag sowie die hauseigene Zeitschrift 
“elemente” (vergl.: “Les Elements” in Frank- 
reich und “elementi” in Italien). Das THULE- 
SEMINAR hält auch Kontakte zur extremen 
Rechten, zum Beispielzu Michael Kühnen, zur 
Nationalistischen Front, zu schweizer, engli- 
schen und italienischen militanten Neo- 
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faschisten. 
In den letzten Jahren sind eine Reihe interes- 
santer Neugründungen zubeobachten. Seitdem 
30.9.1988 existiert der “Neue Deutsche 
Nationalverein e.V.” (NDNV), der sich als 
Nachfolgeorganisation des Deutschen National- 
vereins (1859-67) versteht und als rechts- 
konservative Denkfabrik und Sammlungs- 
bewegung an der Erarbeitung von Entwürfen 
einer europäischen Nach-Jalta-Ordnung mit- 
wirken und Deutschland einen zentralen, 
blockunabhängigen Platz im geeinten Europa 
zuweisen soll. Zielgruppen für die Tätigkeit 
des NDNV sind Vertriebene, konservative 
Wähler von CDU/CSU und SPD sowie die 
sogenannten “Nationalpazifisten” der Grün/ 
Alternativen und Bürgerbewegungen. Vorsit- 
zender des NDNV ist Dr. Harald Rüddenklau 
(ehemals CDU), sein Stellvertreter Dr. Rolf 
Schlierer, der über Verbindungen zu den 
Republikanern verfügt. DerNDNV istseitdem 
8.12. 1989 auch in der ehemaligen DDR tätig. 
In den wissenschaftlichen Beirat des Vorstan- 
des wurde ein CDU-Mitglied aus Berlin- 
Pankow gewählt. Die Zielstellung des NDNV 
in der ehemaligen DDR bestand darin, “den 
alten Parteien und neuen politischen Gruppie- 
rungen beider Formulierung ihrer Deutschland- 
politik mit Rat und Tat zur Seite zu stehen”. 

Ein Netz von Querverbindungen, die meist 
über persönliche Kontakte oder Doppel- und 
Dreifachmitgliedschaften entstehen, gibtes wie 
bei den militant neofaschistischen und 
ultrarechten Gruppen, wie zwischen CDU/CSU 
und Republikanern auch innerhalb der Neuen 
Rechten und zwischen ihr und dem bürgerlich- 
konservativen Gruppen in der Bundesrepublik. 
Einimposantes Beispiel fürdiese Vernetzungen 
ist die “Gesellschaft für die Einheit Deutsch- 
landse.V. (GfD)/Gesellschaft für Deutschland- 
politike.V.”,die, in Anlehnung andie deutsche 
Reichsgründung (18.1.1871), am 18. Januar 
1988 gegründet wurde. Dieser Gründung vor- 
ausgegangen sind seit Anfang der achtziger 
Jahre regelmäßig veranstaltete sogenannte 
deutschlandpolitische Tagungen und Wirt- 
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schaftsrunden, die von dem Ruf nach Vollzug 
der Wiedervereinigung Deutschlands geprägt 
waren. Trägerorganisationen dieser jährlichen 
Zusammenkünfte waren: 


-die “Ludwig-Frank-Stiftung für ein freiheitli- 
ches Europae.V.” (Vereinigung fürsoziale und 
Konservative Politik), 

-das “Studienzentrum für Zukunftsfragen” in 
Weikersheim, 

-die “Internationale Gesellschaft fürMenschen- 
rechte” (hierbei handelt es sich auch um eine 
Organisation rechts von der CDU), 

-die “Herrmann-Ehlers-Akademie”, 

-die “Gesellschaft für Wehrkunde”, 

-die “Deutsche Burschenschaft” und 

-das “Deutschlandbüro Berlin” derCDU/CSU. 


Die GfD und ihr Berliner Ableger galten als 
Hoffnungsträger im rechtskonservativen La- 
ger, weil hier die derzeit besten Voraussetzun- 
gen für eine Kommunikation zwischen den 
extremen Konservativen der CDU/CSU und 
den Rechtskräften außerhalb der Unionbestan- 
den. Die GfD selber verstand sich als 
Dachverband aller nationalkonservativen 
Bürgerinitiativen und Freundeskreise rechts 
von der Union. Neben einer breiten Öffentlich- 


keitsarbeit: 


-Herausgabe der GfD-Zeitschrift “Deutsche 
Einheit”, 

-Durchführung deutschlandpolitischer Semi- 
nare und Tagungen und dem 

-Knüpfen von Kontrakten zu Personen und 
Organisationen unter anderem im Rahmen von 


Wirtschaftsrunden 


leistete dieGfD systematische F orschungsarbeit 
zur Aufrechterhaltung der Wiedervereini- 
gungsoption und ihrer praktischen Umsetzung. 
Ständige Kontakte bestanden zu der von der 
Bundesregierung und der Bayrischen Landes- 
regierung finanziell geförderten “Gesellschaft 
zur Erforschung der politischen Systeme in 
Deutschland”, dem Bundesministerium für 
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Innerdeutsche Beziehungen, dem Inner- 
deutschen Ausschuß des Bundestages, der 
“Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Poli- 
tik”, dem Institut für Gesamtdeutsche 
Bildungsarbeit und - dem Neuen Deutschen 
Nationalverein. Präsident der GfD war bis zu 
seinem Tode am 25.6.1989 Dr. Günter Oeltze 
von Lobenthal, dessen Vita beispielhaft für 
Biographien in der Bundesrepublik Deutsch- 
land stehen kann. 

Nach seinem Staatsexamen als Diplom- 
volkswirt 1933 machte Herr Oeltze von 
Lobenthal sehr schnell Karriere im nationa- 
lsozialistischen Deutschland. 1934 war er be- 
reitsstellvertretender Gauwirtschaftsberaterin 
der Gauleitung Pommern und avancierte noch 
im selben Jahr zum persönlichen Referenten 
des Führers der Wirtschaft, Hjalmar Schacht. 
Von 1935 bis 1938 war er Wirtschafts- und 
Sozialpolitischer Schriftleiter der Goebbels- 
Zeitung “Der Angriff” und während des Krie- 
ges nach kurzen Einsätzen als ““Wortberichter” 
u.k. gestellt. Nach dem Kriege konnte sich von 
L. bald als Möbelunternehmer etablieren und 
verfügte über die nötigen Finanzen für seine 
Parteienprojekte. Fand er ehemals Unterstüt- 
zung bei der Mitbegründung des “Verbandes 
der Auslandsdeutschen” (VDA) - derebenfalls 
der Neuen Rechten zuzurechnen ist - beim 
Bonner Minister Lemmer, so reichten seine 
Verbindungen späterbis zum MAD, zum CSU- 
Vorsitzenden Theo Waigel und zu Hans 
Filbinger,demehemaligen Nazi-Marinerichter, 
nachmaligen Ministerpräsidenten von Baden- 
Württemberg und jetzigen Leiter des unions- 
nahen “Studienzentrums für Zukunftsfragen” 
in Weikersheim. Auf diese Art und Weise 
wurden aus alten Nazis Neue Rechte... 


Kristallisationskerne innerhalb der Bewegung 
der Neuen Rechten waren von Anfang an Ver- 
lage, Buchdienste und Zeitschriften. Zu den 
wichtigsten und bekanntesten Publikationen 
zählen die Zeitschriften “MUT” und “Nation 
Europa”. 

1965 war “MUT”, herausgegeben von Bern- 
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hard C. Wintzek, eine rechtsradikale Jugend- 
zeitschriftmiteiner Auflagenhöhe zwischen 25 
und 32000 Exemplaren. In diesen 25 Jahrenhat 
“MUT” eine erstaunliche Metamorphose 
durchgemacht. Heute erscheinen die Din-AS5- 
Hefte in hoher drucktechnischer Qualität, die 
Beiträge widmen sich allen wichtigen Themen 
aus den Bereichen Wissenschaft und Kultur, 
die Autoren sind in der Mehrzahl hochkarätige 
Akademiker. In den Beiträgen wird die eigent- 
liche politische Botschaft in der Regel 
unterschwellig vermittelt. Das gelingt sowohl 
durch stilistische Manipulationen als auch durch 
geschickte Verbindung von Wort und Bild - 
hervorragende Gemäldereproduktionen, dieden 
Texten beigestellt sind, illustrieren sie zwar, 
täuschen aber über den wahren Gehalt hinweg. 
Dabei reicht das Spektrum vom Historien- 
schinken bis zum aktuell- politischen Kartoon. 
( In den letzten Nummern der “MUT” wurde 
u.a. ein Interview mit Freya Klier und eine 
Buchbesprechung des Eppelmann Buch über 
die DDR-Opposition durch Lutz Rathenow ab- 
gedruckt. Anm. d. Red.) 

“Nation Europa”, die‘“Monatsschriftim Dienst 
der europäischen Neuordnung” gilt in rechten 
Kreisen “als ein geistigen Führungsorgan des 
europäisch orientierten Nationalismus neuen 
Stils” In der seit 1951 in Coburg erscheinen- 
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Alain de Benoıst 


den Publikation schreiben Autoren aus dem 
gesamten rechten Spektrum, von rechts- 


konservativ bis nationalrevolutionär. Ständige. 


Autoren sind zum Beispiel Alain de Benoist, 
Emil Schlee (Europa-Abgeordneter der REPs), 
Adolf von Thadden, Wolfgang Strauss und 
Gerd-Klaus Kaltenbrunner. Ungern läßt man 
sich heute daran erinnern, daß der Gründer der 
“Nation Europa”, der ehemalige SS-Haupt- 
sturmführer Arthur Erhardt, Chef der 
“Bandenbekämpfung” im Führerhauptquartier 
gewesen ist und sich ideologisch an den Kon- 
zepten der Waffen-SS und den Ideen des briti- 
schen Faschistenführers Oswald Mosley orien- 
tierte. Der heutige Herausgeber und Chefre- 
dakteur (“Verantwortlicher Schriftleiter”), Dr. 
Peter Dehoust und der rechte Top-Ideologe 
Henning Eichberg wollen ebenso ungern daran 
erinnert werden, daß sie an der Hand von 
Arthur Erhardt ihre rechte Karriere begannen. 
Im Gegensatz zu “MUT” beschränkt sich "N a- 
tion Europa” (seit 1.1.1990 fusioniert mit den 
“Deutschen Monatsheften”) aufrelativ kurzge- 
haltene Wortbeiträge. Dabei reicht die 
Spannbreite von der Unterstützung für die 
Rassentrennungspolitik Südafrikas über die 
ständige Rubrik “Nachrichten von der 
Überfremdungsfront”,dieRubrik “Euro-Rechte 
im Aufbruch” (einschließlich von Berichten 
aus Ost-Europa) bis zu einem Annoncenteil, in 
dem auch Rechtsxtreme Organisationen inse- 
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rieren können. Besonderes propagandistische 
Anliegen von Nation Europa ist die “Rettung 
der Substanz des Deutschen Volkes für das 
Europa freier Völker”. Der Rassismusbegriff 
wird reduziert auf den Euphemismus, er bein- 
halte eine Vielfalt bio-sozialer Erscheinungen. 


Nachsatz 


Dies alles ist nur ein kurzer Einblick in Ideolo- 
gie, Strategie, Taktik und Verbindungen der 
Neuen Rechten in der Bundesrepublik. Jeder 
einzelne Punkt provoziert, wollteman ihn wirk- 
lich erschöpfend behandeln, große Aufsätze. 
Die nähere Betrachtung der Protagonisten der 
Neuen Rechten aber auch der von ihnen vertre- 
tenen Ideologie läßt darüber hinaus den Begriff 
“Neue Rechte” selbst wie einen Euphemismus 
erscheinen: denn wirklich “neu” ist an dieser 
Neuen Rechten lediglich die verbale Verpak- 
kung der alten faschistischen Ideologie. Be- 
sorgniserregend ist dabei vor allem, wie es der 


Neuen Rechten (bleiben wir bei diesem Be- . 


griff, ohne eine neue “Inflation der Begriffe” 
gibt es keinen anderen) gerade in den Jahren 
der konservativen Regierung in Deutschland 


seit 1982 gelungen ist, ihre Ideologie in allen 
Bereichen der Gesellschaft zu etablieren. Ver- 
worrene Ideologeme, die eindeutig aus dem 
Gedankengebäude desmodernisierten Faschis- 
mus stammen, finden sich heute in den Pro- 
grammen und Erklärungen aller demokrati- 
schen Parteien. Ehedem der der demokrati- 
schen Linken zugerechnete Prominente sind 
sich heute nicht zu schade, Versatzstücke die- 
ser Ideologie selber im Munde zu führen - siehe 
Wolfgang Templin in seinem Interview mit der 
“Jungen Freiheit”. Vor diesem Hintergrund 
erhebt sich die Frage, ob es der Neuen Rechten 
Mitte der neunziger Jahre endlich gelungen ist, 
ihr wichtigstes strategisches Ziel - die 
Wiedererlangung der“ kulturellen Hegemonie” 
zu erreichen. Die Antwort auf diese Frage ist 
nach wie vor Ansichtssache. Der Autor bejaht 
sie. 
(Der Beitrag basiert auf einem Seminar aus 
dem März 1994) 

Hagen Crszycz 
( Anm. d. Red. : In diesem Kontext steht auch 
einunkommentierter Abdruck einerhalbseitigen 
Wahlanzeige der ÖDP in der Tageszeitung 
“taz”, Anfang April) 


Meldungen 


Daten- und Verfassungsschutz 
in Thüri 
Nachdem der thüringische Innenminister Franz 
Schuster am 16. Februar verlautbart hatte, daß 
die PDS durch den Verfassungsschutz beob- 
achtet wird, holte das Innenministerium des 
Freistaats Anfang März zu einemneuen Streich 
aus. Derden Ministerialennichtgenehme Chef 
des thüringischen Verfassungsschutzes, Harm 
Winkler, wurde zum stellvertretenden 
Datenschutzbeauftragter gemacht. Die “Thü- 
ringer Landeszeitung” meint: “Winkler war 
Lippert wohl schon seit langem ein Dorn im 
Auge. Dem Staatssekretär wird vorgehalten, 
daß WinklerdenBemühungen, Lippertgenehme 
Seilschaften im Verfassungschutz zu etablie- 
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ren, im Wege stand.” Das Versetzungs- 
schreiben, das Winkler am 1. März erhielt, war 
weder mit dem Kabinett abgestimmt noch gab 
es von Winkler eine Bewerbung. 

Daßerbeim Datenschutz keinen Unsinn macht, 
wird von der kurz zuvor zum Landes- 
Datenschutzbeauftragten gemachten CDU-Frau 
Liebaug verhindert werden. Liebaug wurde 
von so ziemlich allen Seiten und in seltenem 
Einvernehmen jegliche Qualifikation abgespro- 
chen. Sie habe, heißt es in den thüringischen 
Zeitungen, ihren Posten nur ihrem Parteibuch 
und der allgemeinen Einschätzung zu verdan- 
ken, daß sie niemanden stören werde. 


VIIIIT 
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Nachtrag aus Altenburg 


Nicht berichtet haben wir über eine Hausbes- 
etzung am 12. Dezember vorigen Jahres in der 
im Süden Ostdeutschland gelegenen Klein- 
stadt Altenburg. Damit sollte das seit langem 
geplante Projekt “Alternativhaus Altenburg” 
verwirklicht werden. Unter anderem wurde in 
der Pauritzer Straße 39 das Cafe “Schwarzes 
Loch” eröffnet. Am 1. Februar durchsuchten 
Polizei und Staatsschutz das besetzte Haus 
wegen angeblicher “Gefahr im Verzug”, näm- 
lich einem angeblichen Diebstahl. Das 
Diebesgut wurde auch wirklich nicht gefun- 
den, dafür aber das Haus detailliert von innen 
und außen fotografiert. Anschließend gab es 
noch eine Durchsuchung in einer Wohnge- 
meinschaft, die vor Monaten bereits durch ei- 
nen Überfall randalierender Neonazis “auffäl- 
lig” geworden war. 


‘Schuldenberg” 
Selbstverwaltetes PROjekt in Plauen 


Das Projekt “Schuldenberg” eröffnete bereits 
im Januar 1994. Hinter “Schuldenberg” ver- 
birgt sich ein Haus in Plauen, das über seine 
Entstehungsgeschichte und Verwaltung einen 
Versuch darstellt, neue Wege zu gehen (vor 
allem hier, in der Ex-DDR). 

Die primäre Ausrichtung des Gesamt- 
projektes ist eine politische. 

» Es stellt aber auch den Versuch dar, 
aufzuzeigen, wie erreicht werden kann, dem 
Ausverkauf Ostdeutschlands entgegenzuwir- 
ken. Wir verfolgen das Ziel, über gemeinsame/ 
kollektive Arbeit, unsere Aktivitäten und dem 
Zusammenleben allgemein, Alternativen auf- 
zuzeigen. Wir wollen uns dem hier stattfinden- 
den flächendeckenden Ausverkauf entgegen- 
stellen. Die vieldiskutierte Auseinandersetzung, 
ob althergebrachte Formen (z.B. Haus- 
besetzungen) unter den veränderten Bedingun- 
gen noch Erfolg haben, endete in der Entschei- 
dung “kollektiver Hauskauf”. 

Zwischenlösungen, wie z.B. zeitweili 
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SICH FÜGEN. 
HEISST LÜGEN 


Verschiedene Diskussionsbei- 
träge zur kritischen, solidari- 
schen Auseinandersetzung mit 
Erich Mühsam 


Buchbroschüre, DIN AS, 
127 Seiten, 1993, 10 DM 
Ich bestelle gegen Vorkasse: 


DI Einzelbestellungen 12,00 DM, 
[] Sammelbestellung(25%Rabatt) 
jeweils inkl. Versand 


Meine Anschrift: 


Zahlart: 
U] Scheck U] Überweisung 


Lorenz Hettich 
Kto-Nr. 85675-106 
BLZ 100 100 10 
Postbank Berlin 
Verwendungszweck: 
Straße, Hausnummer 
Bestellung über Infoladen Bambule 
c/o Erich-Mühsam-Kereis, 
Schönhauser Allee 20, 10435 Berlin 


ge Nutzungsverfügungen oder Mietverhältnisse, 
wurden auf Grund unsicherer Dauerbe- 
dingungen abgelehnt! 


Entstehungsgeschichte seit 1990: 
Während der Zeit der Irritationen (sogenannte 
“Wende”) hat sich relativ schnell, auch in 
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Plauen, eine eigenständige (ostspezifische) 
Opposition gebildet, die z.T. auch schon in der 
Ex-DDR systemkritischexistierthat. Der plötz- 
lich entstandene Raum für selbstbestimmtes, 
kollektives Handeln war greifbar nahe, begün- 
stigt auch durch gelähmte, zwischenzeitlich 
funktionsuntüchtige Institutionen. Je nach Re- 
gion waren die Voraussetzungen grundlegend 
verschieden. In Plauen selbst zeichnete sich 
relativ zeitig die totale Vereinnahmung durch 
die bundesdeutsche Bürokratie ab, so daß der 
empfundene “Freiraum” im Gegensatz zu an- 
deren ostdeutschen Regionen wenig Über- 
lebenschancen besaß. 

In diesen sogenannten Freiraum stieß 
eine kleine Gruppe von HausbesetzerInnen, 
dierelativ früh an ihre Grenzen erinnert wurde 
(Erfahrungen mit der eigenen Kompromiß- 
findung, Ämterkram, Solidarität). 

Die Suche nach Lösungen brach des- 
halb abernicht ab. Die Widersprüche in der Ex- 
DDR verschärften sich zunehmend. Lega- 
listische Versuche in den folgenden zwei Jah- 
rengabeshinreichend (Mietverhältnisse, Pacht, 
der“WegüberdieInstitutionen”). Hauptgründe 
für die immer wieder zu verzeichnenden 
Rückschläge waren: Reprivatisierungen, 
kommunale Korruption und Machenschaften 
von SpekulantInnen, d.h. der Boden für eine 
räumliche Existenzgrundlage wurde uns 
fortlaufend entzogen. Aus diesen Erfahrungen 
heraus stellte sich 1992 die Frage: Gibt es 
Möglichkeiten selbstbestimmt, autonom zu 
agieren (über ein eigenesZentrum) - auch in 
politisch infrastruktur-armen Regionen? 

Das Ergebnis ist bekannt: Hauskauf, 
was auch hieß, die Gesprächsbereitschaft auf 
kommunaler Ebene zumindest zeitweise aus- 
zusetzen. 

Die Kreditierung des Projekts läuftüber 
den Verein, die “Schuld” wird kollektiv getra- 
gen. Der Kauf der Immobilie und der Ausbau 
des heruntergekommenen ehemaligen Wohn- 
hauses, das seitmehreren Jahren leer stand und 
zum Abriß vorgesehen war, wurde von keiner 
Stelle gefördert (reine Eigenfinanzierung). 
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Projekte: 


Einige Projekte sind der allgemeinen Anfangs- 
euphorie (“Reißbrettpolitik”) zum Opfer gefal- 
len, begünstigt auch durch häufige “?ersonal- 


überschneidungen”, Selbstüberschätzungen, 
unausgereifte Konzeptionen. 
Geblieben sind: 


Info- und Weltladen, Lesecafe’, Archiv/Biblio- 
thek, FrauenprojektmiteigenerBibliothek und 
spezifischer Arbeit, Frauenraum, eine Kneipe 
als “Kulminationspunkt”, Veranstaltung- 
sräume, Gemeinschaftbüro für politisch enga- 
gierte Gruppen (z.B. Antifa), Fahrradwerkstatt, 
Proberäume und ein Wohnprojektindem Men- 
schen leben können ohne dem allgemeinen 
Mietwucher ausgeliefert zu sein. 


Perspektiven: 

Hauptziel ist sicherlich, unter den schwieri gen 
Bedingungen der Region das Gesamtprojekt 
voranzutreiben, es auszubauen und “Gegen- 
öffentlichkeit” herzustellen, ohne in diesen 
Begriff zu große Illusionen zu setzen. Das 
Gesamtprojekt begreift sich nicht als Nische/ 
Rückzugsgebiet, sondern als Ausgangspunkt 
für neue Wege! Der Schwerpunkt liegt in der 
regionalen Arbeit. Wir sehen den “Schulden- 
berg” als Spiegel des bewußten Lebens von 
Menschen, die - ostspezifisch sozialisiert - 
zwar auf den Kämpfen der westdeutschen radi- 
kalen Linken aufbauen, die Geschichte und die 
aktuellen gesellschaftlichen Auseinanderset- 
zungen aber neu und selbst erfahren. Ost-Iden- 
tität lassen wir uns nicht oktroyieren, sondern 
wird von uns aus der systemkritischen Ausein- 
andersetzung mit den Staaten DDR und BRD 
selbst definiert.. 

Zusammenfassendmuß betont werden, 
daß vor allem in provinziellen Regionen die 
Sammlung von progressiven Menschen vor- 
angetrieben werden muß. 

Gerade über Projekte wollen wir 
beispielgebend Alternativen bieten. Dabeidarf 
nicht belehrend/erzieherisch wie oft bei z.B. 
jugendpolitischer Arbeit über Institutionen, 
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vorgegangen werden, sondern selbstbestimmt 
von unten. 

Die Diskussionen, über den Erhalt des 
Gesamtprojekts reiben sich an der praktischen 
Umsetzung der eigenen Zielstellung und des 
damit verbundenen Engagements. Der Wegfall 
des kommunalen Drucks ist befreiend; das 
Aufzeigen und die Darstellung der eigenen 
Kraftreserven und Ideen sollte die Arbeit be- 
stimmen. 

Die Erfahrung der letzten Monate hat 
gezeigt, daß die Gratwanderung zwischen be- 
wußter Isolierung und verstreuter Meinungs- 
mache offizieller Stellen (“...da dürfen sichnur 
Autonome treffen!”), sowie dem eigenen An- 
spruch der beispielgebenden Alternative sich 
auch in Zukunft als schwierig erweisen wird. 
Permanenter Formulierungsanspruch und des- 
sen praktische Umsetzung sind die Antworten. 
(dieser Textistein Auszug aus einer Broschüre 
der Infoladengruppe, die im März erscheinen 
wird. Bezugsadresse: Ä 
“Tierra y Libertad” c/o Eine Welte.V. PSF 98 
08506 Plauen) 


Bürgerkriegsfolgen in 
Tadschikistan 


Der Bürgerkrieg in Tadschikistan, der 
im Mai 1992 begann, hat mindestens 20.000 
Todesopfer gefordert und machte mehr als 
500.000 Menschen heimatlos. Die verschiede- 
nen beteiligten Gruppen setzten sich aus An- 
hängern verschiedener politischer Richtungen 
zusammen oder rekrutierten ihre Mitglieder 
unter den Angehörigen verschiedenerethnischer 
Gemeinschaften. Alle Seiten sollen ständig 
schwere Verstöße gegen die Menschenrechte 
begangen haben. 

Nachdem die Hauptstadt von den 
Regierungstruppen zurückerobert worden war, 
wurden im Dezember 1992 Hunderte von Be- 
wohnernohne Verfahrenhingerichtetoder” ver- 
schwanden”, Die Opfer stammten zumeist aus 
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den Regionen Garm und Pamir, in denen sich 
die Gruppen der Regierungsgegner konzen- 
trierten.amnesty international hat Informatio- 
nen erhalten, nach denen es in Mittel- und 
Südtadschikistan mindestens drei inoffizielle 
Gefangenenlager gibt. Die Lager sollen von 
regierungstreuen paramilitärischen Einheiten 
mit Wissen der tadschikischen Regierung un- 
terhalten werden. Siesollensich bei Tursunsade 
(ehemals Regar) im Westen der Hauptstadt 
Duschanbe, in Tschambary (Bezirk Gissar) 
südwestlich von Duschanbe und am Fluß 
Waksch zwischen Kalininabad und Kurgan- 
Tjube (Gebiet Chatlon) im Südwesten 
Tadschikistans befinden. 

Informationen zufolge, die amnesty in- 
ternational zugingen, haben die paramilitäri- 
schen Einheiten nun damit begonnen, diese 
Lager systematisch zu räumen, indem sie die 
Insassen hinrichten. Berichten zufolge handelt 
es sich bei den Gefangenen um Menschen, die 
seit Ende 1992 “verschwunden” sind. Wenn 
sich die Berichte erhärten, bestehtnach Auffas- 
sung von amnesty international Grund zur Sor- 
ge um die Sicherheit all dieser Gefangenen, 
denen Folter und ungesetzliche Hinrichtung 
durch die paramilitärischen Truppen drohen, 
die straffrei operieren. 

Es gibt keine verläßlichen Angaben 
über die Anzahl der in den Lagern Inhaftierten, 
aber es ist anzunehmen, daß es sich um Men- 
schen handelt, die seit Ende 1992 “verschwun- 
den” sind. amnesty international sind zwei 
Fällebekannt, in denen befürchtet werden muß, 
daß Personen, die “verschwunden” sind und 
möglicherweise im Lager Tursunsade inhaf- 
tiert waren, getötet wurden. Ende Januar 1994 
wurde in Duschanbe dieLeiche von Mirsonasar 
Imomnasarow gefunden, derim Dezember 1992 
verschwunden war, nachdem er von paramili- 
tärischen Einheiten festgenommen und Be- 
richten zufolge Richtung Tursunsade abtrans- 
portiert worden war. Die Tatsache, daßererst 
vor kurzem getötet wurde, deutet darauf hin, 
daß er mehr als dreizehn Monate in geheimer 
Haft gehalten wurde. Ende 1993 wurden die 
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Ausweispapiere von Kurbonbek Nasar- 
schojew inTursunsade gefunden. Kurbonbek 
Nasarschojew war im März 1993 “ver- 
schwunden”, nachdem er aus der Nähe seines 
Hauses in Duschanbe von paramilitärischen 
Einheiten abgeholt worden war. Die Papiere 
wurden seiner Familie übergeben, die daraus 
folgerte, daß er nicht mehr am Leben ist. 


Überfall auf Roma in 
bulgarischem Dorf 


Amnesty Internationalistschwer betroffen über 
Berichte von rassistisch motivierten Angriffen 
auf die Roma-Gemeinschaft in der Siedlung 
Dolno Belotintsi. Sie begannen am 25. Februar 
1994 und wiederholen sich seitdem ständig. 
Die Menschenrechtsorganisation ist besonders 
über Berichtebetroffen, daß diemeisten Roma- 
Gemeinschaften ihre Häuser verlassen und flie- 
hen mußten, weil die Behörden ihnen keinen 
angemessenen Schutz gaben. 

Den Berichten zufolge, die amnesty 
international bekam, begannen die Angriffe 
gegen die Roma im Dorf Dolno Belotintsi am 
25. Februar, nachdem ein Soldat, der von sei- 
ner Einheit desertiert war, einen Bewohner des 
Dorfes beraubte und ermordete. Der Soldat war 
ein Mitglied der Roma-Gemeinschaft. Er wur- 
de von den Dorfbewohnern gefangen und der 
Polizei übergeben. 

An diesem Abend begann eine Serie 
von Angriffen gegen Häuser der Roma, um die 
Roma-Gemeinschaft, die etwa 20 Personen 
zählte, zu zwingen, das Dorf zu.verlassen. Die 
Häuser wurden aufgebrochen, die Fenster zer- 
schlagen und andere Haushaltsgegenstände 
wurden zerstört. Viele aufgebrochene Häuser 
wurden verlassen, ihre Bewohner flohen aus 
Angst. Später in der Nacht zwang eine Gruppe 
von Männern, bewaffnet mit Flinten, Messern 
und Mistgabeln, etwa 30 Roma, ihre Häuser zu 
verlassen und befahl ihnen, nach Nikolovo und 
zurück zu marschieren, ein etwa 3 Kilometer 
entferntes Dorf. Die Mehrheit der Roma, die zu 
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diesem Marsch gezwungen wurde, waren Frau- 
en mit Kindern und ältere Leute, die nicht aus 
dem Dorf fliehen konnten. Eine von ihnen, 
Vania Nikolova, marschiertemitihrem 10 Tage 
alten Säugling. Während des Marsches wurden 
sie rassistisch beschimpft und ihnen bedroht, 
daß man sie von einer Brücke werfen würde. 
Einige der Frauen wurden mit Vergewaltigung 
bedroht. 

Die Angriffe dauerten in derselben 
Intensität die nächsten zwei Tage an. Nach 
einer Dorfversammlung am 27. Februar wurde 
ein Brief an den Präsidenten der Republik 
abgesandt, in dem die Vertreibung der Roma 
aus dem Dorf gefordert wurde und die 
Aufhebung des Verbots der Todesstrafe. Nur 
drei von etwa 20 Roma-Familien wurde die 
“Erlaubnis” gegeben, im Dorf zu bleiben. Es 
wurde entschieden, daß die anderen vertrieben 
werden sollten. Obwohl mehrmals Klage ein- 
gereicht wurde, sowohl nach dem auf- 
gezwungenen Marsch als auch nach der 
Dorfversammlung, gab es, dem Bericht zufol- 
ge, zu keiner Zeit Schutz von der regionalen 
Polizeibehörde undder Staatsanwaltschaft. Ein 
örtlicher Polizeioffizier behauptete, er sei we- 
der beim Zwangsmarsch noch bei der 
Dorfversammlung anwesend gewesen. Der 
Offizier sagte den Berichten zufolge weiter, 
daß er während der Angriffe auf die Häuser der 
Roma das örtliche Polizei-Departement zum 
Eingreifen aufgefordert habe, aber es wurde 
niemand geschickt. Er selbst habe Angst ge- 
habt einzugreifen. Infolge der Angriffe haben 
jetzt die meisten Roma den Ort verlassen. 

amnesty international ist der Meinung, daß 
derberichtete Mangel an Schutz vorrassistischer 
Gewalt für die Roma-Gemeinschaft im Dorf 
Dolno Belotintsi eine schamlose Verletzung 
der internationalen Menschenrechte darstellt, 
zu deren Einhaltung sich Bulgarien verpflich- 


. tet hat. 


Die Internationale Konvention der Menschen- 
rechte verpflichtet jeden unterzeichnenden 
Staat, sie für jeden Einzelnen auf seinem Ter- 
ritorium zu achten und zu garantieren und das 
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gilt auch für die Rechte der Behandlung ohne 
Unterschied der Hautfarbe, der Sexualität, der 
Sprache, der Religion, der politischen oder 
anderen Meinungen, dernationalen oder sozia- 
len Ursprünge, des Besitzes, der Geburt oder 
anderer Eigenschaften. 

amnesty international hat mehrfach an die 
bulgarische Regierung geschrieben und seine 
Besorgnis ausgedrückt über Berichte von 
Folterungen von Romas oder andere Übertre- 
tungen durch Polizeioffiziere. Ständig hat die 
Organisation die bulgarische Regierung ge- 
drängt, ihrer Verpflichtungen als Mitglied der 
Konvention gegen Folter und andere Grausam- 
keiten, unmenschliche und herabwürdigende 
Behandlung nachzukommen und sofort und 
unparteilich solche Vorgänge zu untersuchen, 
die Untersuchungsergebnisse zu veröffentli- 
chen und jeden, der für die Verletzung von 
Menschenrechten verantwortlich ist, vor Ge- 
richt zu bringen. In keinem dieser Fälle kam 
bisher von der bulgarischen Regierung eine 
Antwort. amnesty International ist besorgt, daß 
es stattdessen offensichtlich zu weiteren 
straflosen Gewalttaten kommt, wie sie bei- 
spielsweise im Dorf Dolno Belotintsi verübt 
wurden. 

Nach den Ereignissen in Dolno 
Belotintsihat Amnesty international wieder an 
die bulgarische Regierung geschrieben und hat 
auf eine sofortige, gründliche und unabhängige 
Untersuchung und eine Information über das 
Ergebnis gedrängt. Amnesty International 
möchte außerdem informiert werden, welche 
Maßnahmen die bulgarischen Behörden unter- 
nommenhaben, damitdie Mitgliederder Roma- 
Gemeinschaft, die gezwungen waren, Dolno 
Belotsi zu verlassen, wieder in ihre Häuser 
zurückkehren können. 


Übergriffe gegen Roma 
in Ungarn 
Nach Übergriffen von ungarischen Polizisten 


gegen Roma im Dorf Oerkny, 50 Kilometer 
südlich der Hauptstadt Budapest, sind minde- 
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stens neun Personen schwer verletzt worden. 
Etwa 20 Polizisten waren nach einem Raub- 
überfall indie Roma-Siedlung gekommen, hat- 
ten die Straßen abgesperrt und nach der Beute 
gesucht. Dabei wurden mehrere Menschen ge- 
schlagen und mißhandelt. Als später etwa 100 
zusätzliche Polizeikräfte zur Verstärkung ein- 
trafen, bekamendie Roma geballte Staatsmacht 
zu spüren: Die Beamten schlugen nach 
Augenzeugenberichten wahllos auf die Anwe- 
senden ein, versprühten Tränengas und riefen 
rassistische Parolen gegendie“ Zigeuner”. Auch 
die im fünften Monat schwangere Fehr Ptern 
wurde geschlagen und mit Tränengas angegrif- 
fen: Sie verlor späterihr Kind. amnesty interna- 
tional hat die ungarischen Behörden im De- 
zember aufgefordert, die Übergriffe, die be- 
reits im Mai 1993 stattgefunden haben, endlich 
unabhängig untersuchen zu lassen. 


Britische Kühe 
erhalten Rückstrahler 


Etwa 300 Kühe in der ostenglischen Gemeinde 
Beverley werden jetzt mit Rückstrahlern aus- 
gestattet. Durch reflektierende Beinkleider 
sollen die Wiederkäuer auch bei Dunkelheit 
besser zu erkennen sein, wenn sie am 
Straßenrand grasen. Bisher hatten 40 Kühe ihr 
Leben lassen müssen, weil sie beim Fressen ihr 
aus dem Mittelalter stammendes Weiderecht 
allzu exzessiv ausgelegt hatten, bestätigte eine 
Tierschutzorganisation im Bezirk Humberside. 
Nach ihren Angaben dürfen sich die gefährde- 
ten Vierbeiner auf eine Art Wadenschützer aus 
Leinen freuen, die ihnen beim Grasen auf der 
Gemeinschaftsweide umgelegt undmit Druck- 
knöpfen befestigt werden. Sie leuchten ım 
Scheinwerferlicht auf wie Fahrrad-Rückstrah- 
ler. Zur \ 

Finanzierung werden “Paten” gesucht, die für 
die drei Pfund (7,50 DM) je Kuh aufkommen. 
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Tödlicher Streit um 
Leinenpflicht für Hunde 


Tödlich endete am Ostersonntag Abend im 
hessischen Fuldaein Streitumdie Leinenpflicht 
für Hunde. Ein Ehepaar hatte sein Tier beim 
Spaziergang ander Leine geführt und sich über 
zwei Männer geärgert, die das nicht taten. Ein 


Wort gab das andere, der erregte Ehemann zog 
eine Schreckschußpistole und schoß. 

Sein Gegner griff daraufhin zu einer 
Flasche, schlug zurück. Nun stach der Ehe- 
mann, wie die Polizei am Montag mitteilte, auf 
die beiden Männer ein, tötete den einen und 
verletzte den anderen schwer. 

(Aus: WAZ vom 5.4.1994) 


Post 


Verspätete 1848er? ... Verspätete 1989er! 

Im “telegraph” 3/1994 ist eine Diskussion der 
ehemaligen DDR-Oppositionellen Uwe Dähn, 
Bernd Gehrke und Renate Hürtgen abgedruckt, in 
der über die Rolle der Bürgerrechtsbewegung an 
den “Runden Tischen” und über den damaligen 
rapiden Verlust an Einfluß auf die Bevölkerung 
der DDR debattiert wird. 

Die entscheidenden Fragen werden lei- 
der 4 Jahre zu spät gestellt. 

Als damals anden Vorgängen inderDDR 

unbeteiligter Westler konnte ich nur den Kopf 
schütteln über die Naivität der Ostler, sich mit 
dem Alt-Regime, mit Wahlbetrügern (z.B. 
Kommunalwahl Mai 89) an die “Runden Tische” 
zu setzen. 
Vier Jahre später ist es tröstlich zu sehen, daß es 
auch damals innerhalb der DDR-Opposition Leu- 
te gab, die die “Runden Tische” analysierten als 
die “Möglichkeit der alten Regierung, eine 
Akzeptanz für sich zu schaffen”, und als Bereit- 
schaft der Opposition, “mit der Regierung zu 
mauscheln” (Renate Hürtgen). 

Kritische Meinungen zu den “Runden 
Tischen” wurden damals auf jeden Fall nicht 
publiziert; wahrscheinlich paßte es weder den 
(Links-)Intellektuellen im Westen, noch der ge- 
rade gewendeten SED-Presse im Osten ins Kon- 
zept. 

Der Katzenjammer, damals die Machtfra- 
ge nicht gestellt zu haben, ist bei Euch heute 
natürlich groß, vor allem, da den allermeisten erst 
im Nachhinein klar wurde, wie leicht die Macht 
im Osten Deutschlands zu haben gewesen wäre - 
man hätte nur zupacken müssen! (was dann 
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schließlich von Kohl getan wurde). 

Erklärungsversuche über die vertanen 
Chancen gibt es heute genug “typisch deut- 
sche Situation”, “...Deutsche in einer 
Umbruchssituation fühlten sich in der Verant- 
wortung, daß das normale Leben weitergeht”, 
(Revolutionen sind nun mal nicht das normale 
Leben!), und es ging ja auch alles viel zu 
schnell, usw. ... 

Meiner Meinung nach ist es jedoch 
falsch, politische Fehler in solcher Dimension 
nur mit reiner Naivität zu erklären. 

Es wurden vielmehr zu viele vorhande- 
ne Herrschaftsstrukturen weitergeführt, man 
redete mit der alten autoritären Macht (SED/ 
PDS) über das Volk, man begrüßte geradezu 
das Absorbieren revolutionärer Kräfte, man 
machte den typischen Spagat mit der Macht, 
der dann letztendlich vom Volk mit Vertrauens- 
verlust und Hinwendung zu Kohl honoriert 
wurde. 

“Wenn wir die Großmächtekonstel- 
lation gesehen hätten, daß Gorbatschow so 
schnell bereit war, die DDR aufzugeben, hätte 
man sich auch anders verhalten können.” (Uwe 
Dähn). 

Sozudenken, zeigt Unentschlossenheit, 
man wolltenicht wirklich das durchsetzen, was 
das Volk wollte. 

Dieses taktische Denken, und das Miß- 
trauen gegenüber dem Volk als dem “großen 
Lümmel” führte zu lauen Kompromissen mit 
dem alten Regime, und zur Geringschätzung 
der eigenen Bevölkerung, die im Westen ein- 
kaufen ging, und bei der Wahl im März 1990 
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die moralische Arroganz der Bürgerrechts-Op- 
position entsprechend honorierte. 

Havel und Walesa hatten letztendlich 
mehr Vertrauen ins eigene Volk, und kamen 
deshalb zu Recht an die Macht. 

Die DDR-Intellektuellen bekamen die 
Quittung für eine selbstgewollte, moralisch 
begründete und teilweise aus einem obrigkeits- 
staatlichen Denken kommende Distanz zur 
Bevölkerung. 

Klaus Muhler, Berlin (West) 


Betr. Verspätete 1848? -Interwiev 

Ich halte es für müßig darüber zu diskutieren, 
was gewesen wäre wenn... 

Gehrke hat natürlich recht, wenn er bürgerli- 
cher Parlamentsarbeit in die Ecke stellt wo sie 
hingehört: “eine Artzthelferin am Krankenbett 
des Kapitalismus.” Andererseits sind solche 
Schlagworte wie “Volkskongreß”, “Rätesy- 
stem und “Betriebs gruppen von Unten" nurzu 
belächeln. Außer ein paar Intelektuellen nahm 
doch niemand diese schönen Ideen mit positiv- 
trotzkistischer Schlagseite ernst. Beim besten 
Willenkann ichmirnicht vorstellen wie’shätte 
laufen sollen. Mit Modrow auf der einen Seite 
-der alleemanzipatorischen Ansätze plattwalzte 
und Kohlund seine Bananen-Wahlkampftypen 
auf der anderen Seite. 

Der Anspruch die Menschen dort abzu- 
holen “wo Alternativen gebohten werden”, bei 
den wenigen Leuten die auf die Straße gehen, 
ist bei der Linken in den letzten Jahren Essig 
gelaufen. Denn entweder kamen Sie mit 
Verbalradikalismus (K-Grüppchen aus dem 
Westen in Bischofferode) oder mit linken 


Populismus a’la “wie gut war doch die DDR” 
(PDS). Also alles im Eimer oder was? 
Herbert Paproth, Magdeburg 


Von Wolfgang erhielten wir über’s CL-Netz 
eine Zuschrift zu dem RAI-Artikel im letz- 
ten Heft. Wolfgang hat den Artikel noch 
einmal kopiert und seine Bemerkungen da- 
zwischen eingetragen. Weil bei uns die Seite 
etwa vierzig Mark kostet, können wir es uns 
nicht leisten, dasselbe Verfahren zu wählen. 
Deshalb die notwendigerweise etwas ver- 
stümmelt erscheinenden Zwischenbemer- 
kungen von Wolfgang ohne das: 

“ Wasmirandieser Stelle (aber das ziehtsich 
durch den gesamten Brief) nicht so ganz klar 
geworden ist, das ist wogegen sich die Kritik 
nun eigentlich richtet. Wie denn nun, ist der 
komplette Marxismus ein einziger Irrtum, oder 
nur seine stalinistische Ausprägung, und wenn 
letzteres, was versteht ihr unter Stalinismus?” 
“ Was ist denn nun so verdammungswürdig, 
die Vorstellung fester Mitgliedschaften und 
verbindlicher Strukturen, oder der Ton, der an 
SED-Kaderschulung erinnerte?” 

“Also langsam, aber ich habe so ein bißchen 
das Gefühl, ihr seid ein wenig empfindlich , 
was den Begriff Klassenkampf angeht. Kann 
das sein? Was war denn nun peinlich? Daß auf 
einer AntiFa-Demo öffentlich etwas über Ka- 
pitalismus gesagt wurde, oder nur, daß es ver- 
kürzt, falsch oder zu holzschnittartig war? Im 
übrigen gäbe es eine ganze Menge zu sagen, 
was die Vorgehensweise von sogenannten Au- 
tonomen AntiFas betrifft. (Einen hervorragen- 
den Überblick darüber gibt z.B. die Broschüre: 
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LNWZZTAGUmpendorferstraße 157/11, 1060 Wien (Briefmarke nicht vergesse 
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Thesen zur Kritik der Autonomen von der 
FELS Gruppe in Berlin). Es scheint mir in 
letzter Zeit in autonomen Zusammenhängen 
(also in solchen, die nicht nur aus dieser Tradi- 
tion kommen, sondern auch gesteigerten Wert 
darauf legen) eine Tendenz zu geben, eine Art 
Totalitarismustheorie von Links zu vertreten.” 

« Na ja, da hab’ ich aber auch schon genug 
durchgeknallte selbstbestimmte Streetfighter 
erlebt... 

(...Der Einzige, der jedoch klärte, war Herr 
RAI. Und zwar pausenlos von 22.00 Uhr bis 
04.00...) “... Na ja, wenn er gelassen wird. Ich 
habe auch An: Gefühl, die Szene wird zuneh- 
mend sprachlos. Wenn dann mal jemand auf- 
läuft, der sich nicht auch so verhält (Schweige- 
kreise auf Plenenundso...), dann ist das alleine 
schon Grund genug diese Person niederzu- 
machen.” 

“ Also umgekehrt? Die Autonomen haben 
keine Fehler gemacht, und mit den blöden 
Prolls und Nazispießern kann mensch ja eh 
keine Revolution machen, ganz abgesehen von 
irgendwelchen Bündnissen mit irgendwelchen 
autoritären stalinistischen Aasfressern?” 

“ An dieser Stelle fällt es mir allerdings 
schwer, nicht ernsthaft böse zu werden. Was 
soll das heißen - AntiFa-Partei. Jede feste 
Organisation, die nicht auf informellen 
Hierarchien, bigottem moralischen Gruppen- 
zwang und Bockprinzip beruht ist gleich ne 
Partei? Betrachtet ihr die AA/BO als 
verdammungswürdige Stalinisten, weil sie ei- 
nige überfällige Konsequenzen aus Fehlern 
autonomer AntiFa Arbeit gezogen haben (und 
nicht nur davon geredet haben)?” 

“  Alsonoch mal allgemein. Entschuldigt den 
teilweise etwas zynischen Ton, aber ihr kriti- 
siert Sachen zusammen, die riach meiner Mei- 
nung nicht zusammengehören. Wenn ich euch 
richtig verstanden habe, haltet ihr fest an der 
Vorgehensweise einer autonomen AntiFa, die 
in den letzten Jahren immer weiter in die 
Isolation geführt hat, und die aufgrund eines 
abstrakten Moralismus, dabei ist auch noch die 
letzten klassenkämpferischen Positionen auf- 
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zugeben. Ich halte das für fatal, aber vielleicht 
habe ich ja auch nur einiges falsch verstanden. 
Wolfgang 


Red: Möglicherweise ist unsere Position nicht 
richtig rübergekommen, weil wir Ostdeutsche 
und gebrannte Kinder sind, daher bestimmte 
Dinge sich für uns selbst verstehen. Wirhaben 
nichts gegen Marxismus, wenn er nicht zur 
dogmatischen Religion gemacht wird, wir ha- 
ben auch nichts gegen den Begriff “Klassen- 
kampf”, wenn er nicht der Konservierung ein- 
fach nichtmehr greifender Klassenbegriffe wie 
eineremphatisch idealisierten“ Arbeiterklasse” 
dient. Wir haben auch nichts gegen feste und 
verbindliche Strukturen, wenn sie der 
Selbstbestimmung dienen (siehe unser Inter- 
view mit F.e.l.S. im vorletzten “telegraph”). 
Wir haben nichts gegen Leute, die sich als 
“Kommunisten” bezeichnen, soweit sie sich 
nicht anmaßen, andere zum Gehorsam gegen- 
über einer angeblichen “Avantgarde” zu zwin- 
gen oder sich selbst für den “‘bewußtesten 
Vortrupp” von irgendwas halten. In jedem Fall 
haben wir etwas gegen Leute, die Stalin für 
einen verdienstvollen Mann halten und mei- 
nen,daß eine guteSache Massenmordrechtfer- 
tigt. Da sind wir “abstrakte Moralisten”. Und 
deshalbhalten wirdieRAlfür eine stalinistische 
und gefährliche Gruppe. 


Bahamas 


as 13 


Neue Proletarität? 


Krise, Linke und revolutionäres Subjekt 


Nöch erhältlich: 
BAHAMAS 12- ‚Rroletärischer Natlonalisrnus - Anti- 
Itällsmus:von’techtst" "u 43 Ber 


8 \IHÄMAS. 11:* Krieetund Br era: Somalia 
Jugoslawien. Türckes Rässismüs: 


Einzelpreis DM 6 (nur Vorauskasse/Brielmarken). Abonnement: DM 18,- für drei Ausgaber 
Büro K, Karolinenstr. 21/Hs. 2, 20357 Hamburg , Tel. 040-438846. 


Konto: S.Rolsch/K.Dreyer, HaSpa, BLZ 200 505 50, Kto. 1228/122 386. 
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telegraph - Abonnement 


Ich bestelle den telegraph ım Abonnement 
ab: tür 
__ Jahr (45.- DM) An | 

1/2 Jahr (23.- DM) Redaktıon telegraph 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofem es nicht . 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. Schliemannstr. 22 


Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. Berl in 0-1058 
__ auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken)! } Ich bestelle Exemplare 
der Sondernummer Mai/ 92 zum Preis 
Datum/Unterschrift von 4 DM pro Exemplar. Nur gegen 


telegraph - das Geschenk |Name: 


Ich "verschenke den telegraph als Abo für Str./Nr.: 
l Jahr (45.-DM) an: Ort/PLZ: 


Name: Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
Str/Nr: __ per Abbuchung _Bar 


Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Konto-Nr. Bankleitzahl 
Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph” verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ist, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überpfüleh sowie mıt der zweiten 
Unterschrift bestätigen. 


Fristen: 
Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatisch, wenn nıcht spätestens 6 


Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 


Probeabo: 
Wer den "telegraph” noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 


Bar oder Scheck !). 


Geschenkabo: 
Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein "telegraph"-Abo ! 


Förderabo: 
Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sıe eıne Zeitschrift wıe den "telegraph" 


unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM ım Jahr tun. Die Fristen 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 


Auslandsabo: 
Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo ım Jahr 60,-DM. 


Sondernummer: 
Auf dieser Karte findet sich auch ein Feld zum Bestellen der Sondernummer Maı/92 


(Mitte rechts auf der Karte). Nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck ! 


2,8} 
Ds 5 
ei " » KV I 
. MI . 
‚ke an ap vun . ° ® ’ 2 « . - 
5 . a ng > ” = - u 
S ” Ir De ER 2 Ra A a ae = 
er 7 CE TTLR IR be ae ZB a ee A er: ae kn 
. . - a3 a ART DENE re, > nn re 
y w . LI | | 


BUND 
FREIER 
BDEMOKRATEN 


za braucht 


„Freiheit“ Links hatten Sie. 


Rechts 


wollen Sie nicht. 
Wählen Sie 


die starke Mitte. 
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1" ‚Dietrich Gensche r spricht: 


an.Er,, 16. März un17 Uhr 
Leipzig, Dimitroffplatz 


